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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 31. 


(Nr. 7885.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. September 1871., betreffend die Genehmigung des 
Revidirten Reglements für die Städte» Feuerfozietät der Kur- und Neu— 
mark, der Niederlauſitz und der Aemter Senftenberg und Finſterwalde 
von 1871. 


Ar Ihren Bericht vom 6. September d. J. will Ich dem anliegenden, in Folge 
der Beſchlüſſe des 18. Provinziallandtages der Kurmark Brandenburg und des 
Markgrafthums Niederlauſitz und reſp. in Folge der wieder beigefügten Petition 
deſſelben vom 8. Juli d. J. aufgeſtellten 


Revidirten Reglement für die Städte-Feuerfozietät der Kur— 
und Neumark, der Niederlauſitz und der Aemter Senften— 
berg und Finſterwalde von 1871. h 


hierdurch Meine landes herrliche Genehmigung ertheilen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Reglement durch die Geſetz- Sammlung zu 
veröffentlichen. 


Baden⸗Baden, den 18. September 1871. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Jahrgang 1871. (Nr. 7885.) 54 Re⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 7. Oktober 1871. 
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Rebidirtes Reglement 
für die 
Städte - Feuerfozietät der Kur- und Neumark, der Niederlauſitz und 
der Aemter Senftenberg und Finſterwalde von 1871. 


A. Umfang, Zweck und Rechte der Sozietät. 


§. 1. 

Zur Sozietät gehören, mit Ausnahme der Stadt Berlin, ſämmtliche Städte, 
welche auf den Kommunallandtagen der Kur- und Neumark im Stande der 
Städte vertreten werden, ſowie ſaͤmmtliche Städte des Markgrafthums Nieder- 
lauſitz und der Aemter Senftenberg und Finſterwalde. 


$. 2. 

Der Zweck der Sozietät iſt auf gegenſeitige Verſicherung von Gebäuden 
gegen Feuersgefahr gerichtet. Dieſe Gefahr wird dergeſtalt gemeinſchaftlich über⸗ 
nommen, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechts verhältniß eines Ver⸗ 
ſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer jedoch nur mit den ihm 
nach Verhältniß ſeiner Verſicherungsſumme obliegenden eiträgen verhaftet iſt. 


F. 3. N 
Die Verhandlungen, welche die Verwaltung der Sozietät betreffen, die 
darauf bezügliche Korreſpondenz zwiſchen den Behörden und Mitgliedern der 
Sozietät, ſowie zwiſchen den Behörden der Sozietät und anderen öffentlichen 
Behörden, die Beſchreibungen der zu verſichernden Gebäude, die amtlichen Atteſte 
für die Verſicherungen und die Quittungen über empfangene Schadensvergütung 
find vom tarifmäßigen Stempel und von Sporteln entbunden. 

Zu Verträgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmäßige Stempel 
in dem halben Betrage, zu den Nebenegemplaren der Stempel beglaubigter 
a zu verwenden. 

ei Prozeſſen iſt die Sozietät von der Zahlung der Gerichtskoſten und 
Vorſchüſſe unter der im F. 6. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. 
S. 622.) beſtimmten Maßgabe befreit. 


B. Erforderniſſe zur Aufnahme in die Sozietät. 


$. 4. 

Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur ſolche Gebäude 
aufnehmen, die innerhalb derjenigen ſtädtiſchen Gemeindebezirke belegen ſind, auf 
welche ſich ihr Verband erſtreckt. Bei Kirchen und Thürmen können die Orgeln, 
Bänke und Glocken, als Zubehör der Gebäude, verſichert werden. 

N $. 5. 
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$. 5. 

Pulvermühlen, Pulvermagazine, Glas- und Schmelzöfen, Eiſen⸗ und 
Kupferhämmer, Stückgießereien, Schwefelraffinerien, Terpentin, Firniß⸗, Holz⸗ 
ſäure⸗ und Schwefelſäure⸗Fabriken, Anftalten zur Fabrikation von Aether, Gas, 
Phosphor, Knallſilber, Knallgold, Theeröfen, Pottaſchbrennereien, Salmiak⸗ 
fabriken, Schwefelholz⸗ Streichholz und Streichſchwammfabriken, hölzerne Ueber⸗ 
baue über Brennöfen bei Ziegel- und Kalkbrennereien, ingleichen Schuppen, 
deren Deckenwerk nur auf eingegrabenen Stangen oder ſchwachen Rundhölzern 
ruht, find von der Aufnahme in die Sozietät ausgeſchloſſen. Auch iſt die Di⸗ 
rektion befugt, bei ſonſtigen entſtehenden oder ſchon vorhandenen feuergefährlichen 
Fabrikanlagen die Verſicherungsaufnahme abzulehnen. 

Diese Ausſchließung bezieht ſich auf die anderen Gebäude der Beſitzer von 
Anlagen vorerwähnter Art nur dann, wenn dieſelben mit den Fabriken oder 
den zur Aufnahme des rohen Materials und der Fabrikate beſtimmten Gebäuden 
in einem unmittelbaren oder beſonders feuergefährlichen Zuſammenhange ſtehen. 


$. 6. 

Im Uebrigen ſind der Regel nach Gebäude aller Art, ohne Unterſchied 
ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme bei der Sozietät geeignet. 

Der Direktion ſteht jedoch das Recht zu, Verſicherungsanträge abzulehnen, 
ſowie bereits beſtehende Verſicherungen zu löſchen (F. 10.), wenn ein Gebäude 
durch feuerpolizeiwidrige Einrichtungen, durch baulichen Verfall, Zerſtörung, 
ſchlechte Feuerungsanlagen oder aus ſonſtigen Urſachen einen außerordentlichen 
Grad von Feuersgefahr darbietet, oder einer fortwährenden außerordentlichen 
Abnahme im Werthe ausgeſetzt iſt. b 

Mit dem Zeitpunkte, in welchem dem Eigenthümer oder deſſen Stellver- 
treter die Löſchung des Gebäudes bekannt gemacht worden iſt, hört die Ver⸗ 


ſicherung auf. 
Er 


Kein Gebäude, welches anderswo ſchon verſichert ift, kann bei der Sozietät 
anz oder zum Theil aufgenommen, und kein Gebäude, welches bereits bei der 
Sorietät verſichert ift, darf ganz oder zum Theil noch anderswo verſichert werden. 
Findet ſich, daß ein Gebäude oder das darin befindliche, in der Verſicherungs⸗ 
ſumme mitbegriffene Zubehör noch anderswo verſichert ſind, ſo wird die Ver⸗ 
ſicherungsſumme in dem Falle, wenn keine Realſchulden auf, dem betreffenden 
Grundſtücke haften, nicht allein in dem Kataſter der Sozietät ſofort gelöscht, 
enge es iſt auch der Eigenthümer im Falle eines Brandes der ihm ſonſt aus 
erſelben zu gewähren geweſenen Schadensvergütung verluſtig, ohne daß ſeine 
Verbindlichkeit zu allen Feuerſozietäts⸗Beiträgen bis zum Ablauf des Jahres, 
in welchem die Ausſchließung erfolgt, eine Abänderung erleidet. 
ſt aber das Gebäude mit Realſchulden belaſtet, ſo erfolgt die Zahlung 
der Schadensvergütung zwar nach Maßgabe der Beſtimmung im $. 49., jedoch 
nur unter Anrechnung der etwa von anderen Verſicherungsgeſellſchaften zu ge⸗ 
währenden Beträge. 
(Nr. 7885.) 54* Die 


— 416 — 


Die Direktion iſt verpflichtet, von jeder zu ihrer Kenntniß gelangenden 
doppelten Verſicherung der Staatsanwaltſchaft Mittheilung zu machen. 


$. 8. 

Jedes Gebäude muß einzeln, und alſo jedes abgeſonderte und jedes mit 
dem Hauptgebäude nicht unter einem Dache befindliche Neben- oder Hintergebäude 
beſonders verſichert werden. 9 9 ö 

Der Direktion iſt geſtattet, in dem ihr nothwendig ſcheinenden Umfang 
auf Koſten der Sozietät Rückverſicherung zu nehmen. 


C. Zeit und Bedingungen des Ein: und Austritts. 


F. 10. 


Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhängigen rechtlichen Wir⸗ 
kungen, ſowie eine Erhöhung der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche ſonſt zuläſſig 
iſt ($. 19.), findet regelmäßig jährlich nur einmal, nämlich mit dem Tages⸗ 
beginne des 1. Januar ſtatt. Doch iſt beides auch zu jeder anderen Zeit zu⸗ 
läſſig, wenn darauf unter der ausdrücklichen Verpflichtung, alle Beiträge für 
das laufende Halbjahr entrichten zu wollen, angetragen wird. Die rechtliche 
Wirkung des Vertrages beginnt in dieſem Fall mit der Anfangsſtunde desjenigen 
Tages, an welchem das Annahmedekret der Direktion ertheilt iſt. 

Der Austritt aus der Sozietät und die freiwillige Herabſetzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme kann nur Einmal jährlich mit dem Ablauf des letzten Dezember- 
tages ſtattfinden, und iſt nur dann von der Einwilligung der Hypothekengläubiger 
und Realberechtigten abhängig, wenn eine desfallſige Beſchränkung des Verſicherten 
in dem Kataſter und auf dem betreffenden Hypothekeninſtrumente vermerkt iſt. 

Der Direktion liegt ob, derartige Vermerke auf den Antrag der Berech- 
tigten in die Kataſter eintragen zu laſſen. 

Den aus der Sozietät austretenden Gebäudebeſitzern iſt, ſofern ſich gegen 
den Austritt nichts zu erinnern findet, die Genehmigung deſſelben in ſchriftlicher 
Form von der Direktion zu eröffnen. 

Einer nothwendigen Löſchung oder Herunterſetzung der Verſicherungs⸗ 
ſumme ($$. 6. und 18.) muß ſich jeder Aſſozürte zu jeder Zeit unterwerfen 
und es ſteht dagegen auch den Hypothekengläubigern und ſonſtigen Realberechtigten 
kein Widerſpruchsrecht zu. 

In Fällen letzterwähnter Art hat die Direktion den Gläubigern, welche 
ſich in dem Kataſter haben vermerken laſſen, durch die Poſt Nachricht zu geben. 

Einer beſonderen Beſcheinigung der Inſinuation bedarf es dabei nicht. 


Sorll. 

Anträge, welche mit dem ordentlichen Termine, dem 1. Januar, in Kraft 
treten follen, find wenigſtens vier Wochen vorher dem Magiftrat unter Beifügung 
der nach $$. 14. bis 17. aufgeſtellten Beſchreibungen der Gebäude einzureichen, 
welcher dieſelben bis zum 15. Dezember an die Direktion zu befördern hat. 

’ $. 


| 


f | | BE 
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Anträge auf fofortigen Eintritt in die Sozietät oder auf Erhöhung der 
beſtehenden Verſicherungsſumme (F. 10.) find ebenfalls bei dem Magiſtrat 
anzubringen und, von demſelben gehörig belegt, binnen acht Tagen an die Di- 
rektion zu befördern. Die Entſcheidung der letzteren iſt binnen drei Tagen nach 
Empfang des a auszufprechen. 

Der Antragende wird, von dem Ablauf des dritten Tages an, fo lange 
als Verſicherter betrachtet, als die Direktion den Antrag nicht zurückgewieſen hat 
und ihm dies bekannt gemacht worden iſt. 

Der Gebäudebeſitzer erhält über die Feſtſtellung und Annahme der Ver⸗ 
ſicherung eine von der Direktion ftempel- und gebührenfrei ausgeſtellte Be— 


ſcheinigung. 


D. Ermittelung des Werthes der Gebäude und Höhe der 
Verſicherungsſumme. 


$. 13. 


Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth des verſicherten Ge- 
bäudes niemals überſteigen ($. 15.). 

Unter dieſer Beſchränkung hängt die Beſtimmung der Summe, auf welche 
ein Gebäudebeſitzer bei der Sozietät Verſicherung nehmen will, von ihm ſelbſt 
ab; nur muß dieſe Summe in Beträgen, welche durch die Zahl „fünfundzwanzig“ 
theilbar ſind, abgerundet und in Preußiſchem Kurant ausgedrückt ſein, reſp. die⸗ 
ſen Betrag erreichen. 91 


Zur Ermittelung des gemeinen Werthes iſt eine möglichſt genaue Be⸗ 
ſchreibung eines jeden einzelnen Gebäudes nach dem von der Direktion vorzu⸗ 
ſchreibenden Formular, welches auf Koſten der Sozietät durch den Magiſtrat un- 
entgeltlich gewährt wird, anzufertigen. 

Die Prüfung dieſer Beſchreibung und der darin enthaltenen Werthsangabe 
erfolgt von einer Kommiſſion, deren Mitglieder der Magiſtrat erwählt und welche 
aus einem Magiſtratsmitgliede, zwei zu dieſem Zwecke vereideten Taxatoren, ſowie 
zwei am Orte wohnhaften Aſſoziirten beſteht. Zu Taratoren find eiſter (ſelbſt⸗ 
ſtändige Gewerbetreibende) des Maurer- und Zimmererhandwerks, in Ermange⸗ 
lung ſolcher auch Meiſter von anderen Bauhandwerken zu nehmen. Die techni⸗ 
ſchen Mitglieder der Kommiſſion werden für ihre Mühwaltung bei der Prüfung 
der Gebäudebeſchreibungen nach einer von den Provinziallandtags⸗ Abgeordneten 
der aſſozürten Städte aufgeſtellten, von dem Oberpräſidenten zu genehmigenden 
Gebührentaxe remunerirt. Es 

45 


Bei Prüfung der Gebäudewerths⸗Angaben iſt der Geſichtspunkt feſtzuhalten, 
daß dadurch mit Rückſicht auf die örtlichen Materialienpreiſe der dermalige Werth 
der in dem Gebäude enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten feſtgeſtellt 
werde. Die als nicht verbrennbar anzunehmenden (von allen Seiten in der 12 

(Nr. 7885.) e⸗ 
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befindlichen) Grund» und Kellermauern werden mitberechnet, können aber auch 
ausgeſchloſſen werden. 
$. 16. 


Sowohl bei der Werthsangabe des Gebäude⸗Eigenthümers als bei der 
Prüfung dieſer Werthsangabe iſt auch noch darauf zu achten, daß, wenn der 
Eigenthümer des Gebäudes etwa freies Bauholz zu fordern berechtigt iſt, der 
Werth deſſelben außer Anſatz bleibe. Dagegen iſt derjenige, welcher das freie 
Bauholz zu liefern verpflichtet iſt, zu jeder Zeit berechtigt, ſolches beſonders zu 
verfichern; dies darf jedoch nur dann bei der Sozietät geſchehen, wenn bei der⸗ 
ſelben das Gebäude ſelbſt verſichert iſt. 

Scheidet ein ſolches Gebäude bei der Sozietät aus, ſo iſt gleichzeitig die 
etwaige Bauholzverſicherung zu löſchen und dem Eigenthümer derſelben davon 
Kenntniß zu geben. 5 17 


Hat die Kommiſſion gegen die vorgelegte Beſchreibung, gegen die Ver⸗ 
ſicherungsſumme und gegen die beantragte Klaſſe keine Einwendungen zu machen, 
oder unterwirft ſich der Eigenthümer den von derſelben für nöthig erachteten Ab⸗ 
änderungen, ſo wird ſolches von der Kommiſſion auf der Beſchreibung atteſtirt 
und die letztere demnächſt auch von dem Magiſtrate beglaubigt. 

Findet aber die Kommiſſion Bedenken gegen die in Antrag gebrachte Ver⸗ 
ſicherung und insbeſondere gegen die Höhe der Verſicherungsſumme, und iſt der 
Eigenthümer nicht gemeint, ſich bei dem Ausſpruche der Kommiſſion zu beruhigen, 
fo kann die endgültige Feſtſtellung des Verſicherungsantrages reſp. der Ver⸗ 
ſicherungsſumme nur auf Grund einer von einem Königlichen Baubeamten auf- 
genommenen förmlichen Taxe des betreffenden Gebäudes herbeigeführt werden. 
Die Koſten einer ſolchen Taxe treffen den Gebäude-Eigenthümer, wenn die Taxe 
um mehr als zehn Prozent hinter der beantragten Verſicherungsſumme zurück⸗ 
bleibt; anderenfalls müſſen dieſelben aus Sozietätsfonds berichtigt werden. 


$. 18. 


Um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths 
der verſicherten Gebäude im Auge zu behalten, iſt die Direktion jederzeit befugt, 
Reviſionen der Verſicherungsſummen auf Koſten der Sozietät vorzunehmen und, 
Falls der Eigenthümer der von ihr für nöthig erachteten Herabſetzung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme widerſpricht, eine Taxe von dem betreffenden Gebäude durch 
einen Königlichen Baubeamten aufnehmen und dadurch das Mazimum der ver⸗ 
ſcheung is bleibenden Summe feſtſtellen zu laſſen. 

leibt letztere um mehr als zehn Prozent unter der bisherigen Ver⸗ 
ſicherungsſumme, fo fallen die Koſten der Abſchätzung dem Verſicherten zur Laſt 
und können von ihm im Wege der adminiſtrativen Exekution eingezogen werden. 


| $:.19. 

Erhöhungen der bisherigen Verſicherungsſumme find unter Beobachtung 
der im $. 10. angeordneten Beſchränkung zuläſſig, und werden wie neue Ver⸗ 
ſicherungen behandelt. 8 

ine 


* 
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Eine Erhöhung der Verſicherungsſumme der mit Stroh, Rohr, Brettern 
oder Schindeln gedeckten Gebäude iſt nicht geftattet. N 


E. Klaſſiſikations⸗ und Beitragstarif. 


$. 20. 

Die von den Theilnehmern der Sozietät zu leiſtenden Beiträge werden 
nach dem im $. 30. beſtimmten Beitragsverhältniß halbjährlich postnumerando 
nach Maßgabe des Bedarfs und nach den für den Zeitraum, auf welchen der 
Bedarf ſich bezieht, kataſtrirten Verſicherungsſummen von der Direktion feſt⸗ 
geſetzt und durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu Potsdam, 
Frankfurt a. d. O., Stettin, Cöslin und Liegnitz ausgeſchrieben. 


$. 21. 

Die Einzahlung dieſer Beiträge iſt innerhalb vier Wochen nach der Aus⸗ 
ſchreibung zu bewirken. Dieſe Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem das 
Stück des Amtsblattes, das die Ausſchreibung enthält, ausgegeben iſt. 

Wird dieſelbe nicht inne gehalten, fo findet die ezekutiviſche Einziehung der 
Beiträge in gleicher Art, wie bei den öffentlichen Steuern, ſtatt. 


$. 22. N 
Iſt ein Beitragspflichtiger zur Zahlung nicht im Stande und die Mobiliar⸗ 
Exekution erfolglos geweſen, ſo wird das betreffende Gebäude, vorbehaltlich des 
Rechts der Sozietät, die Subhaſtation des letzteren zu beantragen, im Kataſter 
gelöſcht, wenn nicht etwa die een fen (F. 49.), welche hierüber 
von Amtswegen zu einer Erklärung aufzufordern ſind, zur Zahlung der Beiträge 


ſich verſtehen. 8. 23 


Die Beiträge, welche von den verſicherten Gebäuden erhoben werden, 
richten ſich nach der Beſchaffenheit und Benutzung und dem daraus hervor; 
gehenden Grade der Feuergefährlichkeit der Gebäude. 

Es werden danach vier Klaſſen gebildet. 

Es gehören 

I. zur erſten Klaſſe: 

a) ganz maſſive Gebäude mit feuerfeſter Bedachung ; 

b) dergleichen Gebäude mit gleicher Bedachung, deren Giebelſeiten zwar nicht 
durch eigene maſſive Giebel, wohl aber durch die Giebel oder Frontwände 
der daran ftoßenden ganz maffiven Gebäude vollſtändig gedeckt werden; 

e) feuerfeſt gedeckte Fachwerksgebäude mit maſſiven oder auf einen halben 
Stein verblendeten Brandgiebeln; 

vorausgeſetzt, daß in den ad a. bis e. gedachten Gebäudearten keine 
Triebwerke ſich befinden, welche zur Bearbeitung von Getreide oder 
von leicht feuerfangenden Gegentänden dienen; 

d) Dampfſchornſteine 

(Nr. 7885.) II. zur 


II. zur zweiten Klaſſe: 


a) Gebäude der vorſtehend sub I. a. bis ce. beſchriebenen Bauart, wenn 

aa) ſich darin Oelraffinerien oder Triebwerke befinden, welche zur 
Bearbeitung von Getreide oder von leicht feuerfangenden Gegen- 
ſtänden dienen, oder 

bb) wenn dieſelben mit hölzernen Ueberbauen verſehen find, oder 

ce) wenn an den Außenwänden ſich hölzerne Gallerien oder hölzerne 
Freitreppen befinden, oder 

dd) wenn die äußeren Wände oder Giebel theilweiſe oder durchweg mit 
Brettern beſchlagen oder mit Holzſtücken ausgelegt — gebohlt — 
oder offen find; 


b) Fachwerksgebäude mit feuerfeſter Bedachung ohne Triebwerke vorerwähnter 
Art, deren Umfaſſungswände und Giebel nur ausgemauert oder voll⸗ 
ſtändig geſtaakt und gelehmt find; 

e) dergleichen Gebäude ohne eigene Giebelwände, inſofern die Giebelſeiten 
derſelben durch die Giebel oder Frontwände der daran ſtoßenden ganz 
maſſiven Gebäude vollſtändig gedeckt werden; 


d) Treibhäuſer mit maſſiver Hinterwand und ganz maſſiven Giebeln und 
Glasbedachung; 

III. zur dritten Klaſſe: 
a) Fachwerksgebäude mit feuerfeſter Bedachung, deren Umfaſſungswände 
und Giebel nur ausgemauert oder geſtaakt und gelehmt ſind, wenn 
aa) ſich darin Oelraffinerien oder Triebwerke befinden, welche zur Bear⸗ 
beitung von Getreide oder von leicht feuerfangenden Gegenſtänden 
dienen, oder 

bb) wenn dieſelben mit hölzernen Ueberbauen verſehen ſind, oder 

cc) wenn an den Außenwänden ſich hölzerne Gallerien oder hölzerne 
Freitreppen befinden; 

b) dergleichen Gebäude, deren äußere Wände oder Giebel theilweiſe oder 
durchweg mit Brettern beſchlagen oder mit Holzſtücken ausgelegt — 
gebohlt — ſind, oder offen ſtehen, ſelbſt wenn die offenen oder mit 
Holzwerk verkleideten oder ausgeſetzten Wände oder Giebel durch ein 
anderes Fachwerksgebäude gedeckt werden; 

e) alle mit hölzernen Schornſteinen oder mit ſogenannten Schwibbögen 
verſehenen Gebäude; 

d) Gebäude, in denen Spinnerei in Schaaf⸗ oder Baumwolle durch Waſſer⸗ 
oder Dampfkraft betrieben wird; 

e) Gebäude, welche zur Cichorienfabrikation beſtimmt find; 

) Treibhäuſer mit Wänden und Giebeln von Fachwerk und W j 

zur 
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IV. zur vierten Klaſſe: 

a) alle mit Rohr, Stroh oder Holz gedeckte Gebäude; 

b) Windmühlen; 2 

e) Kalk- und Ziegelöfen älterer Konſtruktion 

d) Theater; 

e) Gebäude, welche zur Zuckerſiederei beſtimmt find; 

f) Gebäude, in denen Dampfkeſſel aufgeſtellt find, welche entweder als be⸗ 
wegende Kraft der Dampfmaſchinen dienen, oder in welchen bei einem 
Inhalte von 80 Kubikfuß und darüber die Dämpfe zu irgend einem 
Zwecke, z. B. zum Sieden der Kartoffeln in Brennereien ꝛc., geſpannt 
werden; 

g) Gebäude mit hölzernen oder unausgefachten Umfaſſungswänden oder 
Giebeln, worin Mühlenwerke befindlich, die mit Dampf- oder Waſſer⸗ 
kraft betrieben werden, wenn dergleichen Gebäude auch eine feuerfeſte 
Bedachung haben; 

h) Gebäude der eben erwähnten Art, in welchen Spinnerei in Schaaf⸗ 
oder Baumwolle durch Waſſer⸗ oder Dampfkraft betrieben wird. 


§. 24. 


Zu den in Klaſſe I. zu locirenden ganz maſſiven Gebäuden find nur ſolche 
zu rechnen, deren Frontwände bis zum Dache von Feld», Bruch-, gebrannten 
Mauerſteinen oder auch von Kalkpiſé aufgeführt und deren Giebelwände bis zur 
Dachſpitze von gebrannten Steinen oder Feldſteinen gemauert ſind. 

Sonſt maſſive Gebäude, deren Giebel aus Lehm- oder Luftſteinen be⸗ 
ſtehen, oder nur mit Lehm gemauert find, gehören daher nicht in die erſte, fon- - 
dern in die entſprechende ungünſtigere Klaſſe. 


$. 25. 


Fachwerksgebäude ſind ſolche, deren hölzerne Fachwerke mit Mauerſteinen 
ausgemauert oder geſtaakt und gelehmt ſind. 


$. 26. 


Unter feuerfefter Bedachung find Dächer von Metall, gebrannten Siegeln, 
Stein und Schiefer zu verſtehen, ferner andere Bedachungen, z. B. von Stein⸗ 
oder Theerpappe, Asphalt u. ſ. w., deren Feuerſicherheit von der Landespolizei⸗ 
behörde feſtgeſtellt iſt, oder von der Direktion anerkannt wird. 


$. 27. 

Ein maſſiver Brandgiebel (§. 23. I. c.) muß von gebrannten Stei⸗ 
nen, Bruch- oder Feldſteinen nur mit Kalk gemauert, ohne alle Oeffnungen aufs 
ge fein; jedoch iſt bis zur Dachbalkenlage auch die Anwendung von Kalf- 
pife geſtattet. 
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Ein auf einen halben Stein verblendeter Giebel muß aus gebrannten 
Steinen und mit Kalk, ebenfalls ohne alle Oeffnungen, dergeſtalt aufgeführt 
ſein, daß 5 Zoll des maſſiven Mauerwerks über die Fachwerkswand hinaus⸗ 
ehen und die Dachlatten oder ſonſtiges Holzwerk nur bis an jene 5 Zoll 
n, nicht aber durchgehen, und daß bei zuſammenſtoßenden Giebeln zweier 
Gebäude jeder einzelne in dieſer Art konſtruirt iſt. | 


$. 28. 


Bei Gebäuden von gemifchter Bau- oder Bedachungsart beſtimmt der 
feuergefährlichere Theil derſelben die Klaffe, zu welcher fie 5. 


$. 29. 


Unter Berückſichtigung dieſer Vorſchriften befindet über die Klaſſe, in 
welche ein zur Verſicherung angemeldetes Gebäude geſtellt werden ſoll, auf das 
Gutachten der ſtädtiſchen Kommiſſion (F. 14.) zunächſt der Magiſtrat. 

Der Direktion ſteht jedoch die endliche Feſtſetzung zu. Auch ſoll dieſelbe 
befugt ſein, in zweifelhaften Fällen, wie dergleichen bei ungewöhnlichen, nament⸗ 
lich aber bei vorzugsweiſe feuerſicher konſtruirten Bauten vorkommen können, 
die Klaſſe unter billiger Berückſichtigung derartiger Verhältniſſe zu beſtimmen. 

ft der Gebäude⸗Eigenthümer mit der Feſtſetzung der Direktion nicht zu⸗ 
frieden, fo bleibt ihm überlaſſen, Rekurs an das Königliche Oberpräſidium zu 
ergreifen. 

F. 30. 


Der für jede Rate eines Halbjahres auszuſchreibende Beitrag wird in dem 
Verhältniſſe feſtgeſetzt, daß die erſte Klaſſe gegen die zweite wie 1 zu 3, gegen 
die dritte wie 1 zu 7 und gegen die vierte wie 1 zu 14 zum Anſatz kommt, der⸗ 
geſtalt, daß, wenn von der erſten Klaſſe ein Beitrag von 2 Sgr. erforderlich iſt, 
die zweite 6 Sgr., die dritte 14 Sgr. und die vierte 28 Sgr. aufzubringen hat. 

Kirchen und deren Thürme, erſtere inſofern ſie noch zum Gottesdienſte 
gebraucht werden, ſollen rückſichtlich ihrer minderen Feuergefährlichkeit nur mit 
der Hälfte des Beitrages herangezogen werden, der nach der Klaſſe, zu welcher 
ſie gehören, zu zahlen iſt. f 

$. 31. 


Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhältniß der ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen können von Zeit zu Zeit einer neuen Prüfung durch die Pro- 
vinziallandtags⸗Abgeordneten der aſſoziüirten Städte unterworfen werden. 

Dabei beſchloſſene Abänderungen unterliegen der Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten und werden durch die Regierungs⸗Amtsblätter bekannt gemacht. 


| $. 32, 
Fü abgebrannte oder abgebrochene Gebäude müſſen die Beiträge bis zur 


Abgangsſtellung dieſer Gebäude am Schluſſe des Jahres (F. 10.) entrichtet 2 


werden. 


Im 


Im Falle einer von der Direktion als nothwendig verfügten Löſchung oder 
Herunterſetzung der bisherigen Verſicherungsſumme (ibid.) ſind die Beiträge, 
mit Ausnahme des Falles der doppelten Verſicherung ($. 7.), nur bis zum Ab⸗ 
laufe des Semeſters, in welchem die eine oder die andere der erwähnten Maßregeln 
ſtattgefunden hat, abzuführen. 


$. 33. 


Wird während der Verſicherungszeit in oder an dem Gebäude eine ſolche 

Veränderung oder Anlage gemacht, durch welche daſſelbe in die Kategorie der 
ausgeſchloſſenen Gebäude ($. 5.) tritt, jo erliſcht die Verſicherung, und die 
Verpflichtung zur Entrichtung der Beiträge hört mit dem Semeſter auf, in 
welchem das Gebäude im Kataſter gelöſcht worden iſt. 
Bei anderen während der Verſicherungszeit in oder an dem Gebäude ge- 
machten Veränderungen oder Anlagen, welche die Verſetzung des Gebäudes in 
eine zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe nach ſich ziehen würden, iſt der Ver⸗ 
ſicherte verpflichtet, dem Magiſtrat innerhalb des Semeſters, in welchem die 
Veränderungen ſtattgefunden haben, davon Anzeige zu machen und ſich der ent⸗ 
ſprechenden Beitragserhöhung zu unterwerfen. | 


$. 34. 

Wird diefe Anzeige nicht der vorftehenden Beſtimmung gemäß bewirkt, jo 
muß der Verſicherte den vierfachen Betrag des Unterſchiedes zwiſchen den gerin- 
geren Beiträgen, welche er entrichtet hat, und den höheren, welche er hätte ent⸗ 
richten ſollen, als Strafe zur Feuerſozietäts⸗Hauptkaſſe einzahlen. . 


$. 35. 


Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Semeſters an, in welchem 
die Anzeige hätte gemacht werden ſollen, bis zu Ende desjenigen Semeſters, in 
welchem dieſelbe nachträglich gemacht, oder die Entdeckung der Veränderung erfolgt 
iſt, jedoch nicht über den Zeitraum von fünf Jahren hinaus berechnet. 


$. 36. 


Die durch die Veränderung erhöhete Feuersgefahr wird zwar von der 
Sozietät von Anfang an mitübernommen, es muß aber auch der höhere Beitrag 
vom Anfange des Semeſters an, in welchem die Veränderung ſtattgefunden hat, 
noch außer den etwaigen Strafbeiträgen ($$. 34. 35.) geleiſtet werden. 


er 


Iſt ein Gebäude dergeſtalt baulich verbeſſert worden, daß daſſelbe in eine 
günſtigere Klaſſe verſetzt werden kann, ſo genügt zur Begründung des betreffen⸗ 
den Antrages eine vom Magiſtrat beglaubigte Beſcheinigung der Orts⸗Reviſions⸗ 
kommiſſion über die wirklich ſtattgefundenen Verbeſſerungen des Gebäudes. 

Dergleichen Klaſſenverheſſerungen, welche, wie im F. 11. vorgeſchrieben iſt, 
zunächſt rechtzeitig bei dem Magiſtrat in Antrag gerad! werden müſſen, 2 
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fofort mit dem Beginne des Semeſters in Kraft, in welchem der betreffende 
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Antrag von der Direktion angenommen worden iſt. 


$. 38. 


Ergiebt ſich nach bereits ertheilter Verſicherungsbeſcheinigung ($. 12.), 
daß ein Gebäude nicht gemäß den Beſtimmungen dieſes Reglements klaſſifizirt 
iſt, ſo kann die Verſetzung deſſelben in die richtige Klaſſe verlangt werden und 
tritt die Aenderung der Klaſſifikation ſofort mit dem Beginne desjenigen Se⸗ 
meſters in Wirkſamkeit, in welchem feſtgeſtellt ift, daß das Gebäude bisher nicht 
richtig klaſſifizirt war. 


F. Anzeige und Feſtſtellung der Brandſchäden. 


f §. 39. 

Sobald ein verſichertes Gebäude durch einen Brand, oder durch deſſen 
Dämpfung, oder durch den Blitz ($. 53.) zerſtört oder beſchädigt iſt, muß dies 
vom Magiſtrat der Direktion unverweilt angezeigt und demnächſt baldmöglichſt, 
längſtens binnen drei Tagen, die Beſichtigung und Abſchätzung des Schadens 
bewirkt werden. 

$. 40. 


Ergiebt der Augenfchein ohne Weiteres, daß ſämmtliche verſicherte Theile 
des betreffenden Gebäudes vom Feuer oder bei deſſen Dämpfung zerſtört worden 
ſind, oder daß der Werth des davon verbliebenen Materials die Koſten der 
Schuttaufräumung und Planirung der Brandſtätte nicht überſteigen werde, ſo 
iſt ein Totalſchaden vorhanden und dem Eigenthümer der ganze Betrag der 
Verſicherungsſumme als Schadensvergütung zu gewähren. 

Ueberſteigt die Verſicherungsſumme jedoch den Werth, welchen das Ge⸗ 
bäude zur Zeit des Brandſchadens gehabt hat, fo wird nur der nach §. 45. 
ermittelte geringere Betrag vergütet. f 

Nicht zerſtörte, jedoch zum Wiederaufbau nicht verwendbare Theile des 
Gebäudes kommen nur ihrem Materialienwerthe nach in Betracht. 


F. 4. 


Iſt das Gebäude nicht vollſtändig niedergebrannt oder zerſtört, ſondern 
nur theilweiſe beſchädigt und können namentlich einzelne Theile deſſelben zu deſſen 
Wiederherſtellung in ſeiner früheren Beſchaffenheit noch wieder benutzt werden, 
oder überſteigt nach dem Gutachten Sachverſtändiger der Werth der davon ver⸗ 
bliebenen Materialien die Koſten der Schuttaufräumung und Planirung der 
Brandſtätte, ſo iſt das Vorhandenſein eines Partialſchadens anzunehmen. 


F. 42. 


Die Abſchätzung eines ſolchen Schadens wird jedoch nicht auf eine be⸗ 
ſtimmte Geldſumme, ſondern darauf gerichtet, der wievielte Theil des 8 
a e· 
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Gebäudes vom Feuer und bei deſſen Dämpfung, oder durch den Blitz vernichtet 
iſt. Derſelbe Theil der Verſicherungsſumme bildet die zu gewährende Schadens⸗ 
vergütung, conf. $. 45., vorausgeſetzt, daß erſtere den Werth des Gebäudes zur 
Zeit des Brand- oder Blitzſchadens nicht überſteigt, wogegen in denjenigen Fällen, 
in welchen es ſich nur um verbliebene Materialien handelt, der Werth 
derſelben als derjenige Theil der Verſicherungsſumme zu erachten iſt, welcher von 
der Vergütung ausgeſchloſſen bleibt. 


$. 43. 


Damit dieſe Ermittelung erfolgen kann, dürfen die Theile des Gebäudes, 
welche durch das Feuer und bei deſſen Dämpfung oder durch den Blitz zerſtört 
worden — abgeſehen von dem Fall einer polizeilichen Anordnung — nicht ab⸗ 
1 auch nicht die Materialien der abgebrannten oder eingeriſſenen Gebäude 

ei Seite geſchafft werden, bevor die Abſchätzung geſchehen iſt, oder die Direktion 
die Erlaubniß dazu ertheilt hat. 

Derjenige Verſicherte, welcher dawider handelt, erleidet von der feſtgeſtellten 
Entſchädigung einen Abzug, welchen die Direktion bis zum vierten Theile der⸗ 
ſelben beſtimmen kann. 


F. 44. 


Die Verhandlungen zum Zwecke der Ermittelung und Abſchätzung eines 
Brand» oder Blitzſchadens werden von einem Deputirten des Magiſtrats ge. 
leitet unter Zuziehung des Beſchädigten und zweier Mitglieder der Gemeinde, die 
zu den Verſicherten gehören und mit dem Beſchädigten nicht in auf» oder ab» 
ſteigender Linie oder im vierten Grade der Seitenlinie verwandt oder verſchwägert 
find. Liegt ein Totalſchaden (F. 40.) vor, jo bedarf es hierbei der Mit⸗ 
wirkung Sachverſtändiger nicht. Iſt aber nur ein Partialſchaden ($. 41.) 
anzunehmen, fo müſſen zur Abſchätzung deſſelben ($. 42.) zwei vereidete, 
und nach Maßgabe des im $. 14. erwähnten Tarifs zu remunerirende Sach⸗ 
verſtändige zugezogen werden. 


$. 45. 


* Reſultat des Verfahrens wird hierauf dem Beſchädigten bekannt 
emacht. 

g Wenn derſelbe dagegen Widerſpruch erhebt, oder wenn das Ergebniß der 
Ermittelung des Partialſchadens zweifelhaft erſcheint, fo iſt eine anderweite Ab⸗ 
ſchätzung deſſelben vorzunehmen, welche den Zweck hat, den Neuwerth des be⸗ 
ſchädigten Gebäudes und den Betrag der Wiederherſtellungskoſten deſſelben 
nach den örtlichen Preiſen der Baumaterialien und Arbeitslöhne fpeziell zu ver⸗ 


e 

as Verhältniß der Wiederherſtellungskoſten zu dem Neuwerth ergiebt 
8 5 der Verſicherungsſumme, welcher dem Beſchädigten gewährt 
werden muß. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt ein, wenn der Werth des Gebäudes 
zur Zeit des erlittenen Schadens die Verſicherungsſumme deſſelben nicht erreicht 
und dies durch den ſpeziellen Koſtenanſchlag eines Baubeamten ermittelt In 
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In derartigen Fällen werden nur die Koſten vergütet, welche durch die Wieder⸗ 
herſtellung des Gebäudes in den Zuſtand, welchen es zur Zeit der Beſchädigung 
durch Feuer oder Blitz gehabt hat, entſtehen. Der 1 dieſer Koſten muß 
jedoch von einem Königlichen Baubeamten aus dem Geſichtspunkte veranſchlagt 
werden, daß dem Verſicherten nicht das verſicherte Objekt neu beſchafft werden 
ſoll, ſondern daß ihm der zeitige Werth erſtattet wird, welchen er am Tage des 
eingetretenen Schadens durch den Brand und deſſen unmittelbare Folgen, oder 
durch einen kalten Blitzſchlag verloren hat. 


$. 46. 


Die definitive Feſtſtellung der Schadensvergütung erfolgt durch die Direk⸗ 
tion. Dieſelbe iſt berechtigt, die Aufnahme der nach §§. 44. und 45 vorge⸗ 
ſchriebenen Verhandlungen durch eines ihrer Mitglieder oder durch ein Mitglied 
eines anderen Magiſtrats aus den zur Sozietät gehörigen Städten zu bewirken. 
Auch iſt dieſelbe befugt, die ihr vorgelegten Abſchätzungsverhandlungen vor der 
Feſtſetzung durch einen Baubeamten oder ſonſtigen Bauverſtändigen, welcher die 
höhere Staatsprüfung beſtanden hat, revidiren zu laſſen und mit Rückſicht auf 
deſſen Gutachten den Entſchädigungsbetrag feſtzuſtellen. 


$. 47. 


Gleichzeitig mit dem im §. 39. vorgeſchriebenen Verfahren muß in einem 
Separat⸗Protokoll von Amtswegen Alles, was über die Entſtehung und erſte 
Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung und Dämpfung, die zuerſt angefom- 
menen Spritzen und Waſſerwagen und über ſonſtige, die Sozietät nach Inhalt 
des gegenwärtigen Reglements angehende Gegenſtände bekannt oder durch Zeugen⸗ 
vernehmung reſp. in anderer Art ermittelt iſt, geſchichtlich verzeichnet werden. 

Die ſämmtlichen Verhandlungen mit der Schadensliquidation ſind binnen 
acht Tagen zur Feſtſtellung der letzteren, unter Beifügung einer Handzeichnung 
von der Brandſtätte, ſobald eine ſolche zur Erläuterung nothwendig erſcheint, 
der Direktion einzureichen. 


G. Umfang der Erſatzverbindlichkeit der Sozietät und Aus⸗ 
zahlung der Brandſchadenvergütung. 


$. 48. 


Die Brandſchadenvergütung wird für jede durch Feuer verurſachte Be⸗ 
ſchädigung des verſicherten Gebäudes geleiſtet. 


F. 49. 


Ein Brandſchaden wird nicht erſetzt, wenn das Feuer durch den Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt vorſätzlich, als Urheber oder Theilnehmer, oder wenn daſſelbe mit 
ſeinem Wiſſen und Willen durch andere angelegt worden iſt. Eine dieſerhalb 
erfolgte gerichtliche Verurtheilung iſt in dieſer Beziehung maßgebend. Im Falle 

eines 


5 


eines Verdachtes, daß die Brandſtiftung vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſig⸗ 
keit verübt iſt, kann die Zahlung der Entſchädigung ſo lange ſiſtirt werden, als 
nicht auf die ſofort zu bewirkende Anzeige feſtgeſtellt iſt, daß die Einleitung eines 
gerichtlichen Strafverfahrens nicht erfolge. 

Haften auf dem von einem Brandſchaden betroffenen Grundſtücke Hypo⸗ 
thekenſchulden oder andere Realberechtigungen, ſo iſt in dem vorerwähnten Falle 
die Brandſchadenvergütung ſoweit zu gewähren, als ſolche zur Sicherung oder 
Befriedigung der Hypothekengläubiger und Realberechtigten erforderlich iſt ; jedoch 
bleibt der Sozietät der Anſpruch auf Rückgewähr gegen den Verſicherten und 
ſeine Mitſchuldigen vorbehalten. 


$. 50. 


ft der Brand entweder durch Fahrläſſigkeit des Verſicherten, oder iſt der⸗ 
ſelbe von ſeinem Ehegatten, ſeinen Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem Ge⸗ 
finde, oder von feinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die 
Zahlung der Brandſchadengelder von der Sozietät nicht verweigert werden. 
5 Fällt jedoch dem Verſicherten eine grobe Fahrläſſigkeit (culpa lata) in 
ſeinen eigenen Handlungen oder in der hausväterlichen Beaufſichtigung der vor⸗ 
gedachten Perſonen zur Laſt, ſo wird eine Entſchädigung nur inſoweit gewährt, 
als dieſelbe nach dem vorhergehenden Paragraphen zur Befriedigung der Hypo⸗ 
thekengläubiger erforderlich iſt. 

Auch in dieſem Falle bleibt der Anſpruch auf Rückgewähr vorbehalten. 


$. 51. 


Ob und inwieweit ſonſt die Sozietät gegen einen Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Prozeſſes auf Entſchädigung 
klagen könne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen beurtheilt. 

Alle Rechte und Anſprüche auf Schadenerſatz aber, welche dem Verſicher⸗ 
ten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen könnten, gehen bis auf den Betrag der 
von der Sozietät geleiſteten Brandſchadenvergütung kraft der Verſicherung auf 
die Sozietät über. 

$. 52. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer verurſacht wird, 
welches, gleichviel ob von freundlichen oder von feindlichen Truppen, nach Kriegs⸗ 
gebrauch, d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke, auf 
Befehl eines Heerführers oder Offiziers vorſätzlich erregt worden, oder welches 
durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Bosheit des Militairs und Armeegefolges 
oder gar nur aus Veranlaſſung des Kriegszuſtandes entſteht, wird von der 
Sozietät vergütet. 

$. 53. 

Beſchädigungen der Gebäude, welche durch Einſchlagen des Blitzes ohne 
daß derſelbe gezündet hat, entſtanden ſind, werden vergütet. 

Schäden, welche durch Erdbeben oder ähnliche Naturereigniſſe oder durch 
Schießpulver⸗ und andere Exploſionen verurſacht find, werden nur dann vergütet, 
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ee ET 
wenn ein ſolches Ereigniß Feuer verurfacht hat, und die Schäden ſelbſt alfo 
Brandſchäden ſind. R ie 

$. 54. 

Die Vergütung wird ferner für ſolche Beſchädigungen geleiftet, welche 
einem verſicherten Gebäude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Löſchung des Feuers oder zum Behufe derſelben, oder um die Verbreitung des 
Feuers zu verhüten, z. B. durch ein von kompetenten Perſonen angeordnetes 
oder doch nachher als nöthig oder nützlich zur Feuerlöſchung nachgewieſenes Ein⸗ 
reißen oder Abwerfen von Wänden, Dächern ꝛc. an den in der Verſicherung 
begriffenen Theilen deſſelben zugefügt ſind. 


§. 55. 

a) Werden Gebäude, welche an die Stelle abgebrannter Gebäude errichtet 

Ind, von einem Feuerſchaden betroffen, bevor die Verſicherung der neuen 

aulichkeiten ftattgefunden hat, fo wird für die letzteren die Verſicherungs⸗ 
ſumme der abgebrannten Gebäude, ſoweit nicht etwa dieſelbe den Werth 
des neuen Gebäudes überſteigt, noch einmal als Entſchädigung reglements⸗ 
mäßig vergütet. 

b) Auch wenn die zum Wiederaufbau eines abgebrannten Gebäudes an⸗ 
geſchafften, auf der Bauſtelle befindlichen Materialien an demſelben Orte 
verbrennen, wird dem Eigenthümer der erweisliche Werth ſolcher Mate⸗ 
rialien, inſofern er das Verſicherungsquantum nicht überſteigt, erſtattet. 

e) Ein Gleiches gilt von neuen Gebäuden, welche aus baulichen Rückſichten 
in Stelle abgetragener und noch verſicherter Gebäude aufgeführt werden, 
ſowie von den dazu auf der Bauſtelle vorhandenen Materialien. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden jedoch in dem einen wie in dem anderen 
Falle nur Anwendung, wenn der Wiederaufbau auf demſelben Gehöfte ſtattfindet, 
auf welchem das Gebäude entweder abgebrannt oder abgetragen iſt, es ſei denn, 
daß die Polizeibehörde den Bau auf einer anderen Stelle angeordnet hätte. 

Auch in dem Falle des $. 55. finden die Beſtimmungen in den $$. 49. 
50. und 51. Anwendung. 

$. 56. 

Für Totalſchäden wird die Vergütung in drei gleichen Theilzahlungen 
folgendergeſtalt gewährt: 

Ein Drittel wird gezahlt, ſobald der Wiederaufbau des abgebrannten 
Gebäudes begonnen worden iſt, 

das zweite Drittel, wenn der neue Bau unter Dach gebracht iſt, 

das letzte Drittel, wenn der Bau beendet iſt und der Magiſtrat 
befcheinigt hat, daß der ganze Betrag der Vergütungsgelder dazu ver⸗ 
wendet ſei. 

Findet der Wiederaufbau des abgebrannten Gebäudes aber überhaupt nicht 
ftatt ($. 62.), fo wird der ganze Betrag der Vergütung in einmaliger Zahlung 
berichtigt, nachdem den geſetzlichen Vorſchriften genügt iſt. 8 

f 87. 


a 


$. 57. 


Bei Partialſchäden erfolgt die Zahlung der Vergütung ebenfalls in drei 
gleichen Raten, und zwar 


ein Drittel beim Beginn der Wiederherſtellung des beſchädigten Gebäudes, 


das zweite und letzte Drittel, ſobald der Magiſtrat beſcheinigt hat, daß 
die Wiederherſtellung zu zwei Drittheilen oder ganz vollendet und dazu 
der Betrag der Vergütungsgelder verwendet ſei. 


$. 58. 


In außerordentlichen Fällen können Vorſchüſſe auf die Vergütungsgelder, 
ſowohl bei Total- als Partialſchäden, gegen eine von der Sozietätsdirektion als 
annehmlich anerkannte Sicherheit geleiſtet werden. 

Es bleibt jedoch lediglich der Beurtheilung der Direktion überlaſſen, welche 
Fälle ſie zu dergleichen Vorſchußzahlungen für geeignet hält. 


$. 59. 


3 Die Zahlung der Entſchädigung geſchieht an den Verficherten, und darunter 
iſt allemal der Eigenthümer des verſicherten Gebäudes zu verſtehen, dergeſtalt, 
daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtückes, worauf das verſicherte 
Gebäude ſteht oder geſtanden hat, durch Veräußerung , Vererbung u. ſ. w. auf 
einen Anderen übergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage für 
den bisherigen Beſitzer entſpringenden Rechte nebſt den gegenüberſtehenden Pflichten 
für übertragen erachtet werden. 


und 


$. 60. 


Kein Realgläubiger hat das Recht, aus den Vergütungs eldern wider den 
Willen des Verſicherten feine Befriedigung zu verlangen, ſobald dieſelben in die 
Wiederherſtellung des verſicherten Gebäudes verwendet werden, oder dieſe Ver⸗ 
wendung hüreſchend ſichergeſtellt wird. 


$. 61. 


In der Regel hat jeder Verſicherte, welcher ein Gebäude durch Brand 
gänzlich verliert, gegen die Sozietät die Verpflichtung, das abgebrannte Gebäude 
auf demſelben Grundſtück neu aufzubauen, und nur unter dieſer Bedingung auf 
die Auszahlung der Vergütungsgelder Anſpruch. Die Errichtung eines dem ab- 
gebrannten Gebäude völlig gleichen Gebäudes iſt nicht erforderlich, ſondern es 
genügt, daß die Vergütungsgelder lediglich zum Neubau verwendet werden. 

Es iſt demnach geſtatlet, an die Stelle mehrerer abgebrannter Gebäude 
ſelbſt nur Ein Gebäude zu errichten; es muß aber die Verwendung der für die 
abgebrannten Gebäude dem Beſchädigten zugekommenen Brandvergütungsgelder 
durch den Neubau nachgewieſen werden. 

Der erforderliche Nachweis wird durch Magiſtrats⸗Atteſte beigebracht. 

Jahrgang 1871. (Nr. 7885.) 56 $. 62. 


Be 
8762. 


Will der Beſitzer das Gebäude überhaupt nicht oder nicht auf derſelben 
Stelle oder auf demſelben Gehöfte, ſondern auf einer Stelle, die ein anderes 
Hypothekenfolium hat, aufbauen, oder wird demſelben der Wiederaufbau über⸗ 


haupt oder auf der alten Stelle oder auf dem Gehöfte von Polizeiwegen unter⸗ 


ſagt, fo erfolgt die Auszahlung der Vergütungsgelder (infofern derſelben nicht 
etwa reglementsmäßige Hinderniſſe — F. 49. — entgegentreten) nicht anders als 
wenn der Verſicherte durch ein von der Hypothekenbehörde ausgeſtelltes Atteſt 
darthut, daß auf dem vom Feuer betroffenen Grundſtücke keine eingetragenen 
Hypothekenſchulden oder 1 haften, oder daß die eingetragenen 
Hypothekengläubiger und anderen Realberechtigten in die Auszahlung der Brand⸗ 
vergütungsgelder gewilligt haben. 

Der Magiſtrat iſt bei Beantragung der Zahlung für Beachtung vor⸗ 
ſtehender Vorſchriften ($$- 61. und 62.) verantwortlich. 


II. Prämien und Vergütungen, welche die Sozietät gewährt. 


$. 63. 


Kommen bei einem Brande im Sozietätsbezirke Löſchgeräthe von auswärts, 
d. h. aus einem nicht zum Stadtgemeindebezirk gehörigen Orte oder Etabliſſement, 
zu Hülfe und bei der Löſchung des Feuers wirklich in Thätigkeit, ſo werden 
folgende Prämien gezahlt: 
10 Thaler für die zuerſt angelangte Spritze, 
5 „ mzweite, 
. jede andere, 
. „den zuerſt angelangten Waſſerwagen, 
breast zweiten dergleichen. 
Dieſe Prämien werden an die Ortsobrigkeiten der Orte, zu welchen die 
Spritzen reſp. Waſſerwagen gehören, gezahlt und es bleibt denſelben überlaſſen, 
darüber herkömmlich oder nach Gemeindebeſchluß weiter zu beſtimmen. 


$. 64, 


Iſt die Löſchung bei einem Eigenthümer nothwendig geweſen, der bei einer 
anderen Sozietät verſichert iſt, und zahlt die letztere ſtatutennäßig Prämien, fo 
fällt die Prämienzahlung aus der Sozietätskaſſe fort. 


$. 65. 


Die Direktion iſt befugt, Prämien in der Höhe bis zu Einhundert Thalern 
an diejenigen fr bewilligen, welche einen Brandſtifter entdecken und anzeigen, ſo 
daß deſſen Beſtrafung eintreten kann, ebenſo Prämien in der Höhe bis zu funfzig 
Thalern an diejenigen, welche ſich im Intereſſe der Sozietät durch Sülfeleiftung 
bei einem Brande beſonders ausgezeichnet haben. 


2 
2 


$. 66. 
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$. 66. 


Entſchädigungen oder Vergütungen für zufällig beim Brande entſtandene 
Schäden an unverſicherten Gegenſtänden werden nur gewährt, inſoweit durch 
ſolche eine Gefahr von Gebäuden, welche bei der Sozietät verſichert find, ab- 
gewendet iſt, oder die Nothwendigkeit der Beſchädigung zum Zweck der Löſchung 
des Brandes erweislich gemacht wird. 

In dieſem Falle darf aber nur der Werth der beſchädigten Gegenſtände 
nach dem Zuſtande vor dem Brande, nicht nach den Wiederherſtellunngstoſten, 
liquidirt werden. 

Alle ſonſtigen willkürlich verurſachten Schäden hat die Sozietät nicht zu 
erſtatten; ebenſowenig die durch das Feuer ſelbſt entſtandene Beſchädigung an 
unverſicherten Gegenſtänden. 

ur- und Verſäumnißkoſten derjenigen, welche bei Löſchung eines Brandes 
erheblich verunglücken, ſollen nach billigen Grundſätzen gleichfalls vergütigt 
werden. Auch für Zugthiere, die erweislich bei der Löſchung eines Brandes durch 
Heranſchaffung der Löſchgeräthſchaften erheblich beſchädigt werden, ſoll eine Ent⸗ 
ſchädigung nach billigen Grundſätzen gewährt werden. 


J. Verfaſſung der Sozietät und Verwaltung der Angelegen⸗ 
heiten derſelben. 


$. 67. 


Die Sozietät iſt ein ſtändiſches Inſtitut. Der Provinsiallandtag der Kur⸗ 
und Neumark und des Markgrafthums Niederlauſitz bildet das die Legislation 
des Sozietätsweſens berathende Kollegium. 


$. 68. 
Die Verwaltung der Angelegenheiten der Sozietät erfolgt unter Aufſicht 


des Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg durch eine Direktion, welche in 
Berlin ihren Sitz hat. 
Unter ihr werden die einſchlagenden Geſchäfte von Amtswegen durch die 
Magiſträte beſorgt. 
$. 69. 


Die Direktion der Städte Feuerfozietät beſteht aus drei Mitgliedern, welche 
ſämmtlich Aſſozürte fein müſſen. Von denfelben muß einer — der erſte 
Direktor — die laufenden Geſchäfte beſorgen und deshalb in Berlin ſeinen 
Wohnſß haben. a 

erſelbe führt den . bei den von Zeit zu Zeit ſtattfindenden 
Sitzungen. Die Unterſchrift deſſelben reſp. ſeines Stellvertreters iſt hinreichend 
zur rechtsgültigen Vollziehung ſchriftlicher Ausfertigungen der Direktion. 
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09, = 
$. 70. 

Die Wahl der Direktionsmitglieder geſchieht durch die Provinziallandtags⸗ 
Pi eordneten der aſſoziirten Städte der Kur⸗ und Neumark und der Nieder- 
auſitz. 

Die Anſtellung des erſten Direktors erfolgt in der Art, daß derſelbe ent⸗ 
weder auf eine gewiſſe Reihe von Jahren — jedoch nicht unter ſechs Jahre — 
oder auf Lebenszeit gewählt wird. 

ie anderen beiden Direktoren können nur auf ſechs Jahre gewählt 
werden. 
S 

Die für den Geſchäftsbetrieb der Direktion nach Maßgabe des Etats ($. 72.) 
nöthigen Beamten werden von der Direktion ernannt und von derſelben mit der 
erforderlichen Geſchäftsinſtruktion verſehen. 

Ihre Anftellung erfolgt auf Lebenszeit. Nur der Kanzlei⸗Diätarius und 
der Bote werden auf Kündigung angenommen. 

Bei unfreiwilligen Entlaſſungen und Verſetzungen in den Ruheſtand finden 
die für mittelbare Staatsbeamte beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften auch auf die 
Beamten der Städte⸗Feuerſozietäts⸗Direktion Anwendung. Die Feſtſetzung der 
Penſion erfolgt nach denſelben Grundſätzen wie für unmittelbare Staatsbeamte, 
und nicht minder ſoll bei dem Ableben eines dieſer Beamten den Hinterbliebenen 
deſſelben neben dem ſogenanntenen Sterbequartale auch noch ein vierteljährliches 
Gnadengehalt gewährt werden. 8. 7 

Die Verwaltungskoſten der Sozietät werden nach einem von den Pro⸗ 
vinziallandtags⸗Abgeordneten der aſſozürten Städte von drei zu drei Jahren auf 
zuſtellenden, von dem Oberpräſidenten zu genehmigenden Etat aus den Zinſen 
des eiſernen Beſtandsfonds der Sozietät (§. 76.) beifritten. 


$. 73. 

Die Direktion führt für jede zu dem Verbande der Sozietät gehörige 
Stadt ein Lagerbuch, in welches alle bei der Sozietät genommene Verſicherungen 
. werden. 

ie Magiſträte haben Duplikate dieſer Lagerbücher zu führen. 


$. 74. 

In Betreff dieſer Lagerbuchsführung und der den Magiſträten obliegenden 
ſonſtigen Sozietätsgeſchäfte, zu welchen auch die Erhebung der Feuerſozietäts⸗ 
Beiträge und deren Einſendung an die Städte⸗Feuerſozietäts⸗Hauptkaſſe gehört, 
ertheilt die Direktion denſelben eine Inſtruktion. 


$. 75. 


Außer einer Debegebüb: von fünf Prozent der ausgeſchriebenen Feuer⸗ 
ſozietäts⸗Beiträge wird den Magiſträten keine Entſchädigung für die Beſorgung 
der Sozietätsgeſchäfte zu Theil. . 

$. 76, 
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$. 76. 


Der fogenannte eiſerne Beſtandsfonds der Sozietät wird theils bei der 
Bank, theils in Staatspapieren, ſtändiſchen Obligationen, Stadt- Obligationen aus 
dem Bereiche der afloziirten Städte und Märkiſchen Pfandbriefen, theils in 
pupillariſch ſicheren Hypotheken, vorzugsweiſe aus dem Bereiche der aſſozirrten 
Städte, angelegt. td. 

Derſelbe wird nach Maßgabe des Etats der Sozietätsverwaltungskoſten 
von der Direktion verwaltet, und zwar abgeſondert von den ſonſtigen Einnahmen 
und Ausgaben der Sozietät. 

Etwaige Ueberſchüſſe bei dieſem Fonds fließen demſelben zu und werden 
wie der Fonds ſelbſt behandelt. 

In gleicher Art wie der eiſerne Fonds werden auch die augenblicklich ent- 
behrlichen anderweiten Kaſſenbeſtände belegt. 


K A. 


Die Hauptkaſſe der Sozietät muß jeden Monat an einem ein⸗ für allemal 
beſtimmten Tage revidirt, außerdem aber auch unvermuthet von Zeit zu Zeit 
had mindeſtens einmal jährlich einer außerordentlichen Reviſion unterworfen 
werden. 


K. Rechnungslegung und Entlaſtung. 


$. 78. 


Die Städte ⸗Feuerſozietäts⸗Direktion legt dem Kommunallandtage der 
Kurmark, welchem die Kommunallandtage der Neumark und der Niederlauſitz 
in dieſer Hinſicht ihre Verwaltungsrechte delegirt haben, alljährlich Rechnung; 
x ei Kommunallandtag nimmt dieſelbe ab und dechargirt die 

irektion. 

Demnächſt wird die Rechnung mit den ſämmtlichen Abnahmeverhand⸗ 
lungen den Kommunallandtagen der Neumark und der Niederlauſitz zugeſendet. 
Den letzteren beiden bleiben etwanige Bemerkungen über die Verwaltung unbe⸗ 
nommen, jedoch ſollen ſolche keine rückwirkende Kraft auf die bereits ertheilte 
Decharge haben. 


$. 79. 


Sobald der Abſchluß der Jahresrechnungen ſtattgefunden hat, werden die 
Ergebniſſe derſelben mit einer Ueberſicht von den Reſultaten der Verwaltung der 
Sozietät durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu Potsdam und 
Frankfurt a. d. O. und der ſonſt betreffenden Königlichen Regierungen in einer 
= Gt. Oberpräſidenten zu beſtimmenden Form zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. 


(Nr. 7885.) L. Ber 


— er 


IL. Verfahren in Rekurs⸗ und Streitfällen. 


$. 80. 


Beſchwerden über das Verfahren der Magiſträte oder Anfragen der 
letzteren in Sozietätsangelegenheiten find zunächft.bei der Direktion und weiterhin 
bei dem Oberpräſidenten anzubringen. 

Die Beſchwerden über die Direktion und die Anfragen, welche von dieſer 
zu machen ſein möchten, gelangen ebenfalls an den Oberpräſidenten. 


$. 81. 


Bei Streitigkeiten zwiſchen der Sozietät und einem 0 über gegen⸗ 
feitige Rechte und Verbindlichkeiten findet entweder Rekurs oder der ordentliche 
Weg Rechtens ſtatt. Der Weg Rechtens iſt nur zuläſſig, wenn der Streit ſich 
auf die Frage bezieht, ob der (angeblich) Aſſozürte rückſichtlich eines ihn betroffe⸗ 
nen Brandſchadens überhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten oder ob 
ihm überhaupt eine Brandſchaden⸗Vergütung zu verſagen ſei oder nicht. 

Der Rekurs iſt bei allen Streitigkeiten zuläſſig. Iſt in einem Falle, wo 
der Rechtsweg zuläſſig, von dem Betheiligten der Weg des Rekurſes einmal ge⸗ 
wählt, ſo findet der Rechtsweg nicht mehr ſtatt. 


$. 82. 


Der Rekurs geht an den Oberpräſidenten, sn Entſcheidung auf dieſem 
Wege die endliche und rechtskräftige iſt. Der Rekurs muß binnen einer Prä⸗ 
kluſiwfriſt von ſechs Wochen vom Tage des Empfanges des Direktionsbeſcheides 
eingelegt werden. 

Wo der Weg Rechtens zuläſſig und von den Intereſſenten gewählt iſt, 
muß die Klage innerhalb ſechs Monaten nach Empfang der Entſcheidung der 
Direktion bei dem gehörigen Gericht angeſtellt werden, widrigenfalls die Feſt⸗ 
ſetzung der Direktion in Rechtskraft übergeht. 


M. Schlußbeſtimmung. 


$. 83. 


Das vorſtehende Reglement tritt am 1. Januar 1872. in die Stelle des 
Revidirten Reglements vom 23. Juli 1844. e S. 334. ff.) und der 
dazu ergangenen Nachträge vom 2. Juni 1852. (Geſetz-Samml. S. 385. ff.), 
3. Februar 1862. (Geſetz⸗Samml. S. 41. ff.) und 11. April 1870. (Geſetz⸗ 


Samml. S. 333. ff.). 
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(Nr. 7886.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. September 1871., betreffend die Genehmigung der 
Beſchlüſſe der Generalverſammlung des landſchaftlichen Kreditvereins in 
der Provinz Poſen vom 29. März 1871. 


Ai Ihren Bericht vom 4. September d. J. will Ich die in der Anlage zu⸗ 
ſammengeſtellten Beſchlüſſe, welche die Generalverſammlung des landſchaftlichen 
Kreditvereins in der Provinz Poſen in Folge der eingetretenen Geſchäftsverminde⸗ 
rung und in Rückſicht auf die demnächſt bevorſtehende Auflöſung des Kredit 
vereins am 29. März d. J. gefaßt hat, um die erforderlichen Aenderungen der 
bisherigen Organiſation eintreten zu laſſen, hierdurch genehmigen. 

Dieſer Erlaß iſt nebſt den Beſchlüſſen durch die Geſetz-Sammlung zu 
veröffentlichen. 


Baden-Baden, den 18. September 1871. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulen burg. 
An den Miniſter des Innern. 


Beſchlüſſe 


der 


Generalverſammlung des landſchaftlichen Kreditvereins in der 
Provinz Poſen vom 29. Maͤrz 1871. 


. 1. 


Die Generallandſchafts-Direktion übernimmt neben ihren bisherigen Geſchäften 
auch die Geſchäfte der Provinzialdirektion. Die letztere wird aufgehoben. Der 
Provinziallandſchafts⸗Direktor tritt als zweiter Direktor und der Provinzial⸗ 
landſchafts⸗Syndikus als zweiter Syndikus, jeder unter Beibehaltung des bis⸗ 
herigen Titels und mit dem bisherigen Einkommen, in die Generallandſchafts⸗ 
Direktion ein. Die Provinziallandſchafts⸗Räthe ſind fortan lediglich die be⸗ 
ſtändigen Abgeordneten der Generallandſchafts⸗Direktion (§. 97. Litt. b. der 
Kreditordnung vom 15. Dezember 1821.). Die denſelben als bisherigen Mit- 
gliedern des Provinzialkollegiums obliegenden Geſchäfte werden unter die Mitglieder 
der Generallandſchafts⸗Direktion von dem Direktor derſelben vertheilt. 
(Nr. 7886.) 


— 12 = 
§. 2. 


Die beiden Direktoren und die gegenwärtig im Amte ſtehenden General- 
landſchafts⸗Räthe und deren Stellvertreter bleiben, ſoweit fie hierzu bereit find, 
bis zur Auflöſung des landſchaftlichen Kreditvereins in ihren Funktionen. Wenn 
der zweite Direktor und der zweite Syndikus ausſcheiden ſollten, ſo werden 
deren Stellen nicht wieder beſetzt. Scheidet der Generallandſchafts⸗Direktor aus, 
ſo tritt an deſſen Stelle der zweite Direktor, und ebenſo tritt an Stelle des 
ausſcheidenden Generallandſchafts⸗Syndikus der zweite Syndikus. Sind beide 
Direktoren oder beide Syndiker ausgeſchieden, ſo erfolgt die Wiederbeſetzung der 
erledigten Stelle bis zur vollftändigen Abwickelung der Angelegenheiten des land- 
ſchaftlichen Kreditvereins durch Neuwahl. Für einen aus eidenden General⸗ 
landſchafts⸗Rath wird unter denſelben Maßgaben ein Nachfolger nur dann ge⸗ 
wählt, wenn auch der Stellvertreter bereits ausgeſchieden iſt. Ausſcheidende 
Stellvertreter werden nicht erſetzt. 0 


Behufs der Wahl der für das Amt des Generallandſchafts Direktors in 
Vorſchlag zu bringenden drei Kandidaten und der Generallandſchafts-Räthe 
werden die Wahlherren künftighin eben ſo gewählt, wie die Abgeordneten zur 
Generalverſammlung (F. 169.). Der Direktor und die Räthe der General⸗ 
landſchafts⸗Direktion können auch aus ſolchen Mitgliedern des landſchaftlichen 
Kreditvereins gewählt werden, welche früher landſchaftliche Aemter noch nicht 
bekleidet haben. A 


Die Generallandſchafts⸗Direktion wählt für die Zeit bis zur vollſtändigen 
Abwickelung der Angelegenheiten des landſchaftlichen Kreditvereins einen im 
Kaſſenweſen erfahrenen Beamten, welcher nicht u des Vereins zu fein 
braucht, zum Kaſſenkurator. Die Wahl bedarf der eſtätigung des Königlichen 
Landſchaftskommiſſarius. 89 5 


Die Gehälter bei der Generallandſchafts⸗Direktion werden, von der Zeit 
des Ausſcheidens eines der Direktoren oder eines der Syndiker ab, für den Ge⸗ 
nerallandſchafts- Direktor auf 2000 Thaler, für den Generallandſchafts⸗Syndikus 
auf 1800 Thaler feſtgeſetzt. Das Gehalt für den zur Bearbeitung der Kaſſen⸗ 
und Rechnungsſachen berufenen Kaſſenkurator ſoll auf höchſtens 1000 Thaler 
normirt werden. Die Generallandſchafts⸗Räthe werden nur bei beſonderen Ver⸗ 
anlaſſungen vom Direktor einberufen, und erhalten in dieſem Falle Diäten und 
Reiſekoſten, dagegen keine fixirte Remuneration. Die Direktionsmitglieder und 
die in den Kreiſen angeſtellten Räthe, ſowie die Deputirten zu den Engeren 
Ausſchüſſen und Generalverſammlungen ſollen nur die in dem Allerhöchſten 
Erlaſſe vom 10. Juni 1848. (Gefef-Samml. 1848. S. 208.) den Regierungs- 
räthen bewilligten Diäten und Reiſekoſten zu liquidiren berechtigt ſein. 


$. 6. 
Nur diejenigen landräthlichen Kreiſe, welche ſechs oder mehr zum land⸗ 
ſchaftlichen Verbande gehörige Güter zählen, bilden ſelbſtſtändige Landſ 8 
Ds 


a: N 


Sobald die Zahl dieſer Güter unter ſechs herabſinkt, wird der Kreis auf 
den Vorſchlag der Direktion von dem Königlichen Kommiſſarius mit einem 
anderen Landſchaftskreiſe vereinigt. Für jeden ſelbſtſtändigen Kreis wird nur 
ein Landſchaftsrath gewählt und beſtellt. 

Regelmäßige Kreisverſammlungen finden nicht mehr ſtatt. 

Behufs der Wahl der Deputirten zum Engeren Ausſchuſſe wird auf den 
Vorſchlag der Generallandichafts- Direktion von dem Königlichen Landſchafts⸗ 
kommiſſarius aus je drei Landſchaftskreiſen ein Wahlbezirk gebildet. Iſt die Ge⸗ 
ſammtzahl der Landſchaftskreiſe nicht durch drei theilbar, ſo ſind die Wahlbezirke 
ſo zu bilden, daß in einem oder zweien derſelben nur zwei Landſchaftskreiſe mit 
einander verbunden werden. 0 N 

Beträgt die Geſammtzahl der Landſchaftskreiſe nicht mehr als zehn, ſo 
werden nur je zwei Kreiſe zu einem Wahlbezirke verbunden, und bei einer un⸗ 
geraden Geſammtzahl wählt ein Kreis als beſonderer Wahlbezirk. 

Sinkt endlich die Geſammtzahl der Landſchaftskreiſe auf fünf, jo wird 
in jedem ein Deputirter zum Engeren Ausſchuß gewählt. Zur Generalverſamm⸗ 
lung wählen nur die ſelbſtſtändigen Landſchaftskreiſe je einen Deputirten. 


$. 7. 

Zur Vereinfachung des Geſchäftsganges und insbeſondere zum Behuf der 
Vereinigung der beiden Kaſſen des landſchaftlichen Kreditvereins kann die General⸗ 
landſchafts⸗Direktion nach Bedürfniß eine neue Büreau⸗ und Kaſſen-Inſtruktion 
entwerfen, welche dem Königlichen Landſchaftskommiſſarius zur Beſtätigung vor⸗ 
ulegen iſt. Erſcheinen künftig bei fortſchreitender Abnahme der Geſchäfte weitere 

bänderungen der Geſchäftsordnung zweckmäßig, ſo iſt dieſem Bedürfniſſe in 
gleicher Weiſe Rechnung zu tragen. 

Die in Folge der Geſchäftsabnahme jetzt oder ſpäter entbehrlich werdenden 
Kaſſen⸗ und Büreaubeamten ſind zu entlaſſen. / 

$. 8. 

Die Generallandſchafts⸗Direktion wird ermächtigt, ſich mit den auf Lebens⸗ 
zeit angeſtellten Beamten, wenn dieſelben entbehrlich oder dienſtunfähig werden, 
wegen der ihnen zukommenden Penſionen zu einigen, auch ihnen ſtatt der Pen⸗ 
ſion entweder ein Averſionalquantum zu zahlen oder in einer von dem König⸗ 
lichen Landſchaftskommiſſarius zu beſtimmenden Verſicherungs eſellſchaft, durch Er⸗ 
legung eines entſprechenden Kapitals, das bisherige Gehalt für ihre Lebensdauer 
ſicher zu ſtellen. Die nicht auf Lebenszeit angeſtellten Kaſſen⸗ und Büreaubeamten 
anlangend, ſoll die Direktion berechtigt fein, dieſelben wegen der ihnen im F. 3. 
des durch Allerhöchſten Erlaß vom 4. Dezember 1865. genehmigten Penſions⸗ 
reglements für die Dauer des Kreditvereins bewilligten Penſionen, und wegen 
der ihnen bei Auflöfung des Kreditvereins zu gewährenden einmaligen Unter- 
ſtützung, durch ein Averſionalquantum zum höchſtens zehnfachen Betrage der 
jährlichen Penſion abzufinden, und ihnen dieſe Abfindung auch dann zu ge⸗ 
währen, wenn ſie vor Auflöſung des Kreditvereins entbehrlich oder dienſtunfähig 
werden, wogegen dieſe Beamten aber auch auf alle etwa weiter gehende An⸗ 
ſprüche zu verzichten haben. 
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Endlich ſoll den mit fixirten Diäten als Kaſſen⸗ und Büreaugehülfen an⸗ 
geſtellten Beamten, wenn ſie nach fünfjähriger pflichtmäßiger Dienſtführung ent⸗ 
behrlich oder dienſtunfähig werden, bei ihrer Entlaſſung eine einmalige Unter⸗ 
ſtützung im Betrage einjähriger Diäten, bei fünfzehnjähriger oder längerer Dienft- 
zeit aber die im §. 4. des gedachten Penſionsreglements den bei Auflöſung des 
Inſtituts noch im Dienſte ſtehenden Beamten zugeſicherte einmalige Unterſtützung 
gewährt werden. 8 9 


Für eine etwa nothwendig werdende Wiederbeſetzung erledigter Kaſſen⸗ 
und Büreau-Aemter iſt der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Dezember 1865., betreffend 
die Anſtellung der Landſchaftsbeamten (Geſetz-Samml. für 1865. S. 1155.), 
maßgebend. u 

Was hierbei die von den Kaſſenbeamten zu beftellende Kaution anlangt, 
fo ſollen für den Rendanten 2000 Thaler, für den Kontroleur 1000 Thaler 
und für den Kaſſen⸗Aſſiſtenten 500 Thaler in neuen Poſener Pfandbriefen ge- 
nügen. Dagegen ſoll es bei der auf 1000 Thaler feſtgeſetzten Kaution des 
Buchhalters verbleiben. 

$. 10. 


Die Generallandſchafts⸗Direktion iſt berechtigt und verpflichtet, zur ſchließ⸗ 
lichen Abwickelung aller Geſchäfte des landſchaftlichen Kreditvereins das be⸗ 
wegliche und unbewegliche Vermögen deſſelben zu verſilbern, insbeſondere das 
unter Nr. 16. an der Friedrichsſtraße in Poſen belegene Grundſtück, vor⸗ 
behaltlich der ſtaatlichen Genehmigung, und zwar vorzugsweiſe an eine öffentliche 
Körperſchaft zu veräußern. 11 

9411. 


Die beim Schluſſe des Kreditvereins vorhandenen, nicht zum eigenthüm⸗ 
lichen Fonds gehörigen Kaſſenbeſtände, namentlich die nicht erhobenen Valuten 
der öffentlich gekündigten Pfandbriefe und fälligen Kupons, werden bei der Pro⸗ 
vinzial⸗Hülfskaſſe zinsbar angelegt und den Provinzialſtänden des Großherzog⸗ 
thums Poſen mit dem Erſuchen überwiejen, die ſich innerhalb der Verjährungs⸗ 
friſt etwa noch meldenden Berechtigten aus dieſen Beſtänden zu befriedigen, den 
HEN abgehobenen Betrag dagegen feiner Zeit zu wohlthätigen Zwecken zu ver- 
wenden. 

Zur Einziehung der beim Schluſſe des landſchaftlichen Kreditvereins reſti⸗ 
renden Vorſchüſſe für ſequeſtrirte oder ſubhaſtirte Güter und für rückſtändige 
Zinſen ſoll die Direktion der Poſener Provinzial⸗Hülfskaſſe ermächtigt ſein. Der 
etwaige Ertrag unterliegt der Dispoſition des Provinziallandtages für das Groß⸗ 
herzogthum Poſen zu gemeinnützigen, namentlich Wohlthätigkeitszwecken. 


§. 12 


Alle ſtatutariſchen Beſtimmungen, welche dieſen Beſchlüſſen entgegenſtehen, 
werden aufgehoben. 


(Nr. 7887.) 
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(Nr. 7887.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. September 1871., betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrages zu dem Reglement für die Feuerſozietät des platten 
Landes des Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Mark; 
grafthums Oberlauſitz vom 28. Dezember 1864. 


Ai den Bericht vom 16. d. M. will Ich, dem Antrage des Provinziallandtages 
der Provinz Schleſien entſprechend, den anliegenden 
Nachtrag zu dem Reglement für die Feuerſozietät des platten 
Landes des Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz und 
des Markgrafthums Oberlauſitz vom 28. Dezember 1864. 
hierdurch genehmigen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz⸗Samm⸗ 
lung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Baden-Baden, den 20. September 1871. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Nachtrag 
zu dem 
Reglement für die Feuerſozietät des platten Landes des Herzogthums 
Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Oberlauſitz 
vom 28. Dezember 1864. 


Artikel J. 

Die §§. 8 — 14. 15. und 16. 27 — 29. 41. 42. 48. 49. 50 — 52. 
des Reglements vom 28. Dezember 1864. (Geſetz-Samml. für 1865. S. 25. ff.) 
werden aufgehoben. 

An deren Stelle treten folgende Beſtimmungen. 


F. 8. 
I. Verſicherungsfähig find: 

1) ſämmtliche innerhalb des Sozietätsbezirks ($ 1.) belegene Gebäude; 

2) ſolche dazu gehörige Pertinenzſtücke, welche nicht leicht aus den Gebäuden 
entfernt — — können, z. B. Glocken, Orgeln, Braupfannen, Kühlſchiffe, 
Maſchinerien, Triebwerke und dergleichen ; 
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3) Bauholz, welches zu einem bei der Sozietät verſicherten Gebäude auf 
Grund rechtlicher Verpflichung unentgeltlich geliefert und zum Bau 
dieſes Gebäudes verwendet ift; ö 

4) Zäune und Umwehrungen; 

5) im Bau begriffene Gebäude nach Maßgabe ihres Werthes reſp. des 
Werthes der bereits herangeſchafften Baumaterialien zur Zeit der Ver⸗ 
ſicherung. Iſt der Bau vollendet, fo hat der Verſicherte dies der Direk⸗ 
tion anzuzeigen und die Ermittelung des vollen Verſicherungswerthes zu 
veranlaſſen (§. 19.), wenn er nach einem Brande die Entſchädigung 
nach der vollen Verſicherungsſumme beanſpruchen will. 

Die Verſicherung der Objekte ad 2—5. hängt übrigens von dem Ermeſſen 
der Provinzialdirektion ab. 5 

II. Die Provinzialdirektion iſt ermächtigt, Gebäude, in denen oder bei 
denen ſtehende oder bewegliche Dampfmaſchinen oder andere bedeutende Feuerungs⸗ 
anlagen vorhanden ſind, oder ſehr leicht feuerfangende e aufbewahrt, 
oder feuergefährliche Gewerbe betrieben werden, z. B. Mühlen und Fabriken 
jeder Art, nach ihrem Ermeſſen entweder von der Verſicherung auszuſchließen, 
oder unter Ermäßigung des Verſicherungswerthes und gegen einen im Wege des 
Uebereinkommens feſtzuſtellenden Beitragsſatz, ſowie unter dem Vorbehalte einer 
dreimonatlichen Kündigung vor Ablauf des Kalenderjahres, zur Verſicherung 
anzunehmen. 

In Fällen dieſer Art wird auch die Entſchädigung für ſolche Brandbeſchä⸗ 
1 übernommen, welche durch Exploſion eines Dampfkeſſels verurſacht 
werden. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden auch auf ſonſtige Gebäude Anwendung, 
welche nicht zu den vorbezeichneten feuergefährlichen Riſikos gehören, aber in 
großer Nähe von ſolchen belegen ſind. 

Als große Nähe wird in dieſer Beziehung bei feuerſicherer Bedachung 
eine Entfernung innerhalb 19 Meter (5 Ruthen) und bei feuerunſicherer Be- 
dachung eine Entfernung von 38 Meter (10 Ruthen) angeſehen. 

III. Die Provinzialdirektion iſt ferner befugt, in nachbenannten Fällen 
Verſicherungsanträge abzulehnen, ſowie bereits beſtehende Verſicherungen nach 
Befinden entweder in der Verſicherungsſumme herabzuſetzen oder ganz zu löſchen: 


a) wenn ein Gebäude durch feuerpolizeiwidrige Einrichtung, baulichen Ver⸗ 
fall, vorſätzliche Zerſtörung, ſchlechte Feuerungsanlagen oder ſonſtige Ur⸗ 
ſachen einen außerordentlichen Grad von Feuergefährlichkeit darbieket 

b) wenn der betreffende Beſitzer mit Feuer oder Licht fahrläſſig umgeht, 
oder wenn er die in dieſer Beziehung ihm als Hausherr obliegende 
Aufſicht über Andere gröblich vernachläſſigt, oder wenn man ſich bei 
demſelben, nach dem Ermeſſen der Provinzialdirektion, einer abſichtlichen 
Brandſtiftung verſehen kann; 

c) wenn der Beſitzer eines Gebäudes daſſelbe durch gänzliches Verlaſſen 
dem Verderben Preis giebt, oder die Beiträge gar nicht oder nicht zum 
vollen Betrage bezahlt. 

gg. 


1 


F. 9. 


Jedes Gebäude muß einzeln, alſo jedes abgeſonderte, aber zum Gehöft 
gehörige Neben- und Hintergebäude beſonders zur Verſicherung deklarirt und auf 
der Deklaration die Lage der Gebäude und deren Entfernung von einander, ſo⸗ 
wie von dem nächſten fremden Gebäude durch eine Handzeichnung anſchaulich 
gemacht werden. 

Fundamente und Kellerwände können von der Verſicherung ausgeſchloſſen 
werden, wenn dies in der Deklaration ausdrücklich bemerkt wird. Im Uebrigen 
aber iſt es (abgeſehen von denjenigen Objekten, deren Verſicherung nach §. 8. 
Nr. I. von dem Ermeſſen der Direktion abhängt) unzuläſſig, Theile eines Ge⸗ 
bäudes von deſſen Verſicherung auszuſchließen. 


g. 10. 


Jeder Verſicherte hat die Verpflichtung, ſämmtliche ihm gehörigen, in dem⸗ 
ſelben Guts- oder Gemeindebezirke reſp. derſelben Ortſchaft belegenen Gebäude, 
mit Ausnahme der im §. 8. Nr. I. und II. bezeichneten Objekte und Gebäude, 
deren Verſicherung von dem Ermeſſen der Direktion abhängt, bei der Provinzial⸗ 
ſozietät zu verſichern, auch wenn ſolche beſondere Beſitzungen bilden. 

In Anſehung neu errichteter Gebäude fängt dieſe Verbindlichkeit mit dem 
Zeitpunkte an, zu welchem dieſelben ſoweit ausgebaut ſind, daß ſie ſich als Be⸗ 
triebsgebäude in gebrauchsfähigem, und als Wohngebäude in bewohnbarem Zu⸗ 
ſtande befinden. 


Hinſichtlich neu erworbener Gebäude beginnt dieſe Verpflichtung: 

a) falls dieſe Gebäude noch nicht anderweit verſichert ſind, nach Ablauf von 
vier Wochen nach der Eigenthumserwerbung, 

b) wenn dieſelben bereits bei einer Privatgeſellſchaft verſichert ſind, mit dem 
Ablaufe des mit dieſer Geſellſchaft beſtehenden Vertrages. Jedoch iſt auch 
in dieſem Falle der Beſitzer verpflichtet, binnen vier Wochen nach der 
Eigenthumserwerbung dem Kreis ⸗Feuerſozietäts Direktor über das Ver⸗ 
ſicherungsverhältniß Anzeige zu machen. 5 

Die Provinzialdirektion kann zwar in beiden Fällen von der obigen Ver⸗ 
pflichtung gänzlich dispenſiren, wird aber die Anzeige ad b. W oder 
kommt der Beſitzer ſeiner Verpflichtung, auch die neu erworbenen Gebäude bei 
der Provinzialſozietät zu verſichern, nicht nach (ad a.), ſo erliſcht die bei der 
Provinzialſozietät beſtehende Verſicherung ſeiner übrigen Gebäude mit dem Beginn 
des nächſten Semeſters und wird auch durch Fortzahlung der Beiträge nicht er- 
halten. Die verſicherten Gebäude werden alsdann mit Ablauf desjenigen Semeſters 
in Abgang geſtellt, in welchem die Provinzialdirektion die neue Cabetkung in 
Erfahrung gebracht hat. 

Daſſelbe gilt, wenn Jemand Gebäude beſitzt, welche gar nicht oder bei 
einer anderen Anſtalt verſichert find, und er in demſelben Guts oder Gemeinde ⸗ 
bezirke, reſp. in derſelben Ortſchaft eine Beſitzung erwirbt, die bei der Provinzial, 
ſozietät verſichert iſt. 
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5. 1. 

Ein Gebäude leinſchließlich der im F. 8. sub I. Nr. 2. 3. 4. gedachten 
Pertinenzſtücke), welches anderweit ſchon verſichert iſt, darf, ſo lange dieſe Ver⸗ 
ſicherung beſteht, bei der Provinzialſozietät weder ganz noch zum Theil verſichert 
werden. Desgleichen darf kein bei der Provinzialſozietät verſichertes Gebäude 
gleichzeitig weder ganz noch zum Theil anderweit verſichert werden. 


§. 12. 

Welche Angaben bezüglich der Bauart, Konſtruktion und Lage eines ver⸗ 
ſicherten Gebäudes in der Deklaration ($. 9.) zu machen find, wird durch die 
nach $. 64. zu erlaſſende Inſtruktion näher beſtimmt. Veränderungen bezüglich 
dieſer Merkmale, welche im Laufe der Verſicherung eintreten, muß der Beſitzer 
dem Kreis⸗Feuerſozietäts⸗Direktor anzeigen ($$. 31. 32. 33.). 

Wer von dem Grund und Boden einer verſicherten Beſitzung mehr als 
die Hälfte veräußert oder abzweigt, muß davon ſpäteſtens acht Tage nach dem 
Zeitpunkt der Uebergabe dem Kreisdirektor Anzeige machen. b 

Wenn Gebäude zum Abbruch verkauft oder nicht mehr benutzt werden und 
leer ſtehen, oder wegen baulichen Verfalls polizeilich geſchloſſen worden ſind, ſo 
iſt eine gleiche Anzeige binnen acht Tagen nach Eintritt einer dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen zu erſtatten. 

Die Provinzialdirektion hat demnächſt zu befinden, ob und in welcher 
Höhe ſie die betreffenden Gebäude in der Verſicherung behalten oder ob ſie die 
ganze Verſicherung aufheben will. 

$. 13. 


Die Verſicherung iſt in Anſehung aller verſicherten Gebäude eines Beſitzers 
für ir Provinzialſozietät unverbindlich und der Anſpruch auf Schadenerſatz ift 
verwirkt: 

1) wenn der Beſitzer durch unrichtige Deklaration die Sozietät getäuſcht 
oder der Beſtimmung des F. 9. zuwider einzelne Theile eines Gebäudes 
von der Verſicherung ausgeſchloſſen hat ; 

2) wenn der Beſitzer den Verpflichtungen des $. 10. zuwider einzelne Ge⸗ 
bäude oder Beſitzungen von der Verſicherung ausgeſchloſſen hat; 

3) wenn der Beſitzer die im $. 12. Alinea 1. vorgeſchriebene Anzeige über 
Veränderungen eines Gebäudes unterlaſſen hat; 

4) wenn der Beſitzer die im $. 12. Alinea 2. und 3. vorgeſchriebenen 
Anzeigen von Dismembrations, und Veränderungsfällen unterlaſſen hat; 

5) wenn zur Zeit des Brandes, den Beſtimmungen des F. 11. zuwider, 
eine Doppelverſicherung beſteht. 

Die Provinzialdirektion iſt jedoch befugt, in allen dieſen Fällen nach Be⸗ 
finden der Umſtände die Brandentſchädigung ganz oder theilweiſe zu bewilligen. 
Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge dauert in den Fällen ad 1. 
2. und 4. bis zum Schluſſe desjenigen Semeſters, in welchem die Provinzial⸗ 
direktion den Mangel des Verſicherungsvertrages erfahren und die a en 
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Verſicherung verfügt hat, in dem Falle der Doppelverſicherung ad 5. bis die 
Verſicherung von dem Beſitzer auf dem vorgeſchriebenen Wege gekündigt und 
gelöſcht worden iſt. 

Im Falle ad 3. greifen die Vorſchriften § . 32. 33. Platz. 


$. 14. 


Jeder Hypothekengläubiger oder Realberechtigte einer verſicherten Beſitzung 
iſt berechtigt, wenn er ſein Hypothekenrecht oder die Verpfändung der Brand⸗ 
bonifikation nachweiſt, ſein Recht im Feuerſozietäts⸗Kataſter vermerken zu laſſen. 
Der Kreisdirektor vermerkt daſſelbe im Ortslagerbuche und beſcheinigt die Ein- 
tragung auf dem Hypothekeninſtrumente. Vermerke dieſer Art ſollen ſekretirt 
und die Kataſter dürfen nur ſolchen Perſonen vorgelegt werden, welche ein In⸗ 
tereſſe zur Einſicht nachweiſen können. 

Dieſe Eintragung hat die Wirkung: 

1) daß der Verſicherte ohne Bewilligung des Gläubigers nicht freiwillig 
aus der Sozietät austreten oder die Verſicherungsſumme herabſetzen kann 

2) daß der Gläubiger von jeder nothwendigen Löſchung oder Herabſetzung 
der Verſicherung von Amtswegen benachrichtigt wird (§. 24.) 

3) daß die Zahlung der Brandentſchädigung erſt dann erfolgen kann, wenn 
der Wiederaufbau des Gebäudes nachgewieſen iſt, es ſei denn, daß die 
Genehmigung des Gläubigers zu einer früheren Zahlung beigebracht wird; 

4) daß auch in dem Falle, wenn die Entſchädigung durch vorſätzliche oder 
fahrläſſige Brandſtiftung Seitens des Eigenthümers oder durch Doppel⸗ 
verſicherung verwirkt worden, der Gläubiger dennoch einen Anſpruch auf 
dieſe Entſchädigung nach Maßgabe des $. 43. dieſes Reglements behält. 

Bezüglich der civilrechtlichen Wirkungen einer Verpfändung der Brand- 
entſchädigung, ſowie der Wirkungen eines Arreſtes bewendet es bei den all- 
gemeinen geſetzlichen Vorſchriften. 

§. 15. 


Der Eintritt in die Sozietät, ſowie die Erhöhung einer bereits beſtehenden 
Verſicherung mit den davon abhängenden rechtlichen Wirkungen findet regelmäßig 
91 — be mit dem Tagesbeginn des 1. Januar und 1. Juli jeden 

ahres ſtatt. 

N Doch iſt beides auch zu jeder anderen Zeit geſtattet. Es müſſen aber die 
Beiträge bei einem neuen Eintritt für das laufende Quartal und bei einer Er⸗ 
höhung der Verſicherungsſumme für das laufende Semeſter entrichtet werden. 
In dieſen Fällen beginnt die rechtliche Wirkung der Verſicherung mit Ablauf 
desjenigen Tages, an welchem die vorſchriftsmäßig bewirkte Anmeldung des Bei⸗ 
tritts reſp. der Erhöhung bei der Kreis⸗Feuerſozietäts⸗Direktion zur Präſentation 
gelangt. Letztere ertheilt über die Anmeldung mit Vorbehalt der Feſtſtellung 
der Tax- und Verſicherungsſumme durch die Provinzialdirektion eine Beſcheinigung. 

Sollte das verſicherte Gebäude vor dieſer Feſtſtellung abbrennen und des⸗ 
halb Zweifel darüber entſtehen, ob die Höhe der Verſicherungsſumme angemeſſen 
war, ſo haben, wenn eine Einigung des Beſitzers mit der W 

(Nr. 7887.) Über 


a ra 


über die Höhe der Entſchädigung nicht zu erzielen ift, hierüber Schiedsrichter 
($. 70.) zu entſcheiden. 

Verſicherungen, deren Annahme nach $. 8. von dem Ermeſſen der Direk⸗ 
tion oder von einem mit derſelben zu ſchließenden Abkommen abhängig iſt, oder 
in denen die Erhöhung der Verſicherungsſumme über den bisherigen, im Lager⸗ 
buche feſtgeſtellten Taxwerth hinaus beantragt wird, treten dagegen nicht eher in 
Kraft, bis von der Provinzialdirektion darüber Entſcheidung getroffen iſt. 


$. 16 


Der Austritt aus der Sozietät, ſowie die Herabſetzung der Verſicherungs⸗ 
ſumme erfolgt entweder 


a) freiwillig, oder 
b) nothwendig. 


a) Der freiwillige Austritt findet jährlich nur einmal mit Ablauf des letzten 


b 


— 


Dezembertages ſtatt und muß von dem Eigenthümer bis zum 1. Oktober 
in einem, die ausſcheidenden Gebäude genau bezeichnenden, von ihm un⸗ 
terſchriebenen Antrage in duplo bei dem Kreisdirektor unter Beibrin⸗ 
gung der Einwilligung der im Kataſter vermerkten Gläubiger (F. 14.) 
angemeldet werden. Die Richtigkeit der Unterſchrift des Gläubigers und 
die Identität des Ausſtellers find von einem zur Führung eines Dienft- 
ſiegels berechtigten öffentlichen Beamten zu beſcheinigen. 

Wird der fofortige Austritt gewünſcht und ſtehen demſelben Hinder- 
niſſe ($. 14.) nicht entgegen, jo kann ſolcher von der Provinzialdirektion 
ausnahmsweiſe genehmigt werden, wenn der Eigenthümer den vollen 
ordentlichen Beitrag bis zum Ablauf des laufenden s oder, inſo⸗ 
fern der Antrag nach dem 1. Oktober eingegangen iſt, bis zum Ablauf 
des nächſten Jahres im Voraus entrichtet. 

0 Daſſelbe gilt von der freiwilligen Herabſetzung der Verſicherungs⸗ 
umme. 

Die nothwendige Entlaſſung oder Herabſetzung findet ohne Antrag des 
Verſicherten in allen Fällen ſtatt, wo entweder das verſicherte Objekt 
untergegangen iſt, oder die Direktion wegen veränderter Umſtände oder 
kontraktwidrigen Verhaltens des Verſicherten zum einſeitigen Rücktritt 
von dem Vertrage nach den Vorſchriften dieſes Reglements befugt iſt 
($$. 8. 12. 19. und 23.). 

Im letzteren Falle tritt ihre Wirkung ſofort ein, nachdem der 
Rücktritt reſp. die Herabſetzung dem Verſicherten eröffnet worden iſt, 
vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 10. 13. und 53. über Fort⸗ 
entrichtung der Beiträge. 

Wenn in dem Falle des F. 8. I. Nr. 3. die Verſicherung des 
Gebäudes aus irgend einem Grunde aufgehoben wird, ſo erliſcht gleich- 
eitig die etwaige Bauholzverſicherung und iſt dem Betheiligten von der 
er Kenntniß zu geben. 

ie Verſicherungsbeiträge für ſolche Gebäude, welche zum Zwecke 
des Neubaues abgebrochen oder durch Sturm oder ſonſtige ag 
nieder⸗ 
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niedergeriſſen und vernichtet worden, ſind für das laufende Semeſter, 
wenn die Anzeige in den erſten drei Monaten bei der Provinzialdirektion 
eingeht, bei ſpäterem Eingange jedoch erſt für das nächſte Semeſter in 
Abgang zu ſtellen. 


9 27. 


Die verſicherten Gebäude werden nach ihrer Bauart, Lage, Beſchaffenheit, 
Benutzung und inneren Einrichtung und der daraus hervorgehenden Verſchieden⸗ 


heit ihrer Feuergefährlichkeit in vier Hauptklaſſen eingetheilt, von denen jede in 
zwei Unterabtheilungen zerfällt. Demgemäß gehören 


Abtheilung a. 


Abtheilung b. 


Abtheilung a. 


Abtheilung b. 


Abtheilung a. 
Abtheilung b. 


Abtheilung a. 


Abtheilung b. 


zur erſten Klaſſe: 

Gebäude mit feuerfeſter Bedachung, maſſiven Umfaſſungs⸗ 
wänden und Giebeln, welche aus vorzüglichem Material dauer 
haft und feuerſicher gebaut, mit anderen Baulichkeiten nicht ver⸗ 
bunden oder vermittelſt durchgehender öffnungsloſer Brandgiebel 
von ſolchen geſchieden find, auch zu keinen gewerblichen oder indu⸗ 
ſtriellen Zwecken dienen; 

Gebäude mit feuerfeſter Bedachung, maſſiven Umfaſſungs⸗ 
wänden und Giebeln, welche nicht die übrigen vorſtehend 
sub a. beſchriebenen Eigenſchaften haben. Den maſſiven Wänden 
werden in dieſer Abtheilung Piſé- und Lehmwände von mindeſtens 
62 Centimeter (2 Fuß) Stärke gleich geachtet 


zur zweiten Klaſſe: 
Gebäude mit feuerfeſter Bedachung und maſſiven Giebeln, deren 
Umfaſſungswände aus Fachwerk, mit Steinen oder gebrannten 
Ziegeln ausgemauert, beſtehen; 
Gebäude mit feuerfeſter Bedachung, deren Umfaſſungswände von 
Holz oder von Holz und Lehm beſtehen; 


zur dritten Klaſſe: 
Gebäude mit nicht feuerſeſten Dächern, aber maſſiven Umfaſſungs⸗ 
wänden und Giebeln; f 
Gebäude mit nicht feuerfeſten Dächern, deren Umfaſſungswände 
von Holz oder Bindwerk konſtruirt ſind, wenn ſie iſolirt liegen; 


zur vierten Klaſſe: 


Gebäude mit nicht feuerfeſten Dächern, und wie vorher unter 
Littr. b. konſtruirt, in nicht iſelirter Lage, wenn fie weder in lo. 
kaler, gewerblicher noch induſtrieller Beziehung einen mehr als 
gewöhnlichen Grad von Feuergefährlichkeit darbieten; 

Gebäude mit nicht feuerfeſten Dächern, und von einer Konſtruktion 
und Lage, wie vorſtehend sub a., wenn fie einen mehr als ge- 
wöhnlichen Grad von Ömsergefätelicheik darbieten. b 
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Gebäude, welche zu derſelben Hofſtelle gehören und Eigenthum deffelben 

Beſitzers find, werden zwar einem einzelnen Gebäude gleich geachtet; für die Be⸗ 

urtheilung der iſolirten Lage eines Gehöftes, als deren Kennzeichen eine Entfer⸗ 

8 nung von 38 Meter (120 Fuß) gilt, iſt aber die Entfernung des dem Nachbar⸗ 
x gebäude zunächſt gelegenen Gebäudes entſcheidend, und es ändert der Umſtand 
* hierin nichts, daß die übrigen Gebäude dieſes Gehöfts als iſolirt betrachtet wer- 
Be den können. Alles, was unter einem Dache gebaut iſt, wird als Ein Gebäude 
5 


klaſſifizirt, und wenn ein Gebäude verſchiedene Umfaſſungswände, die Giebel mit 
eingeſchloſſen, oder verſchiedene Bedachung hat, ſo iſt diejenige Beſchaffenheit, 
welche als die feuergefährlichſte erſcheint, für das Ganze maßgebend. Dem Er⸗ 
meſſen der Provinzialdirektion iſt es anheimgegeben, einerſeits mit Rückſicht auf 
die obwaltenden, die größere oder geringere Feuergefährlichkeit der verſicherten 
Gebäude bedingenden Umſtände aller Art, andererſeits überall da, wo ſie nicht 
8 befugt iſt, den Beitragsſatz im Wege des freien Uebereinkommens zu regeln, wo 
N aber beſondere lokale Verhältniſſe dies nöthig erſcheinen laſſen, die reglements⸗ 
mäßigen Klaſſen⸗Beitragsſätze zu ermäßigen oder zu erhöhen, jedoch niemals 
weiter als bis zur nächſten Klaſſe. Bei Ermäßigungen darf in der erſten Klaſſe 
nicht unter die Hälfte des Beitrages dieſer Klaſſe herunter, und bei Erhöhungen 
in der vierten Klaſſe nicht über die Hälfte des Beitrages dieſer Klaſſe hinauf 
gegangen werden. Auch kann die Direktion ſolchen Verſicherten, welche auf 
längere Zeit auf den Austritt verzichten, eine Beitragsermäßigung nach ihrem 
Ermeſſen einräumen. 


$. 28. 


Ueber die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemeldetes Gebäude 
geſtellt werden ſoll, entſcheidet auf das Gutachten der Kreisdirektion die Pro⸗ 
vinzialdirektion. Iſt der Eigenthümer mit dieſer Entſcheidung nicht einverſtanden, 
ſo ſteht ihm frei, ſeinen Antrag binnen zehn Tagen nach Zuſtellung der Dekla⸗ 
ration oder der Entſcheidung ſchriftlich oder zu Protokoll bei der Kreis direktion 
zurückzunehmen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt iſt die Verſicherung für ihn verbindlich und muß 
auf dem vorgeſchriebenen Wege gekündigt werden. a 


$. 29. 
Das Beitragsſimplum für die feſten ordentlichen Beiträge wird für die 
verſchiedenen Klaſſen folgendermaßen beſtimmt: 

Klaſſe L. a — Sgr. 6 Pf., 
rr Kr. — 8 
r Le re 
E ee 
0 III. a B 2 „ — 0. 
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ro Hundert der Verſicherungsſumme. 
pro H 9 Kirchen, 
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Kirchen, Thurmgebäude und Kapellen, welche zum öffentlichen Gottes⸗ 
dienſte gebraucht werden, zahlen nur die Hälfte des Beitrages derjenigen Klaſſe, 
zu der ſie nach ihrer Beſchaffenheit gehören. 


F. 41. 


Wegen der Folgen einer durch den Verſicherten ſelbſt oder ſeine Familie 
und Hausgenoſſen verurſachten Brandſtiftung bewendet es bei den Vorſchriften 
der allgemeinen Landesgeſetze. 
F. 42. 

Wenn eine gerichtliche Unterſuchung wegen Brandſtiftung gegen den Ver⸗ 
ſicherten ſchwebt, und ſelbſt dann, wenn es noch ungewiß iſt, ob eine ſolche 
Unterſuchung eingeleitet werden wird, iſt die Sozietät befugt, die Entſchädigung 
bis zur definitiven Entſcheidung des Gerichts, beziehungsweiſe bis zur Erklärung 
des Staatsanwalts, daß er gegen den Verſicherten nicht einſchreiten werde, vor⸗ 
läufig vorzuenthalten, ohne zur Verzinſung verpflichtet zu ſein. 


$. 48. 
Die Auszahlung der Brandentſchädigung erfolgt, vorausgeſetzt, daß keine 
1 vorliegen, von welchen ſpätere Zahlungstermine abhängig find (SS. 14. 
r. 3. 41. 42.), unverkürzt in einer Rate alsbald und ſpäteſtens innerhalb vier 
Wochen nach Feſtſetzung der Liquidation. Zinſen von der Brandentſchädigung 
zu zahlen, iſt die Sozietät nicht verpflichtet. 


F. 49. 

Die Zahlung geſchieht an den Verſicherten — und darunter iſt allemal 
mit Ausnahme des im F. 24. bezeichneten Falles der Eigenthümer des verſicherten 
Gebäudes zu verſtehen — dergeſtalt, daß in dem Falle, wenn das Eigenthum 
des Grundſtückes, worauf das verſicherte Gebäude ſteht oder geſtanden hat, durch 
Veräußerung, Vererbung u. ſ. w. auf einen Anderen übergeht, damit zugleich 
alle aus dem Verſicherungsvertrage entſpringenden Rechte und Pflichten für 
übertragen erachtet werden. Eine Vorlegung der Deklaration iſt nicht erforderlich. 
Bei Ceſſionen einer fälligen Entſchädigungsſumme erfolgt die Zahlung an den 
Ceſſionar gegen Vorlegung der gerichtlichen oder notariellen Ceſſions-Urkunde. 


Schluß des Artikels J. 


Die im $. 46. Alinea 2. des Reglements in Klammern gedruckten Worte 
„(etzteres jedoch mit Beachtung der im $. 10. feſtgeſetzten Ausnahmen)“ 


fallen fort. 
Artikel IL 


Die $$. 55—65. 66. und 69. des Reglements vom 28. Dezember 1864. 
werden aufgehoben. An deren Stelle treten folgende Beſtimmungen: 


§. 55. 
Die obere Leitung der Feuerſozietät übernimmt mit einem, durch den Ober⸗ 


präſidenten feſtzuſetzenden und durch die Amts- und Kreisblätter der Provinz 
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— 448 — 
bekannt zu machenden Zeitpunkt der Landeshauptmann von Schleſien und er 
diefelbe unter der Firma „Provinzial⸗Land⸗Feuerſozietäts⸗Direktion“ mit Beihülfe 
eines ihm zu dieſem Zwecke zugeordneten Oberbeamten der Landesdeputation, 
welcher ihn in Behinderungsfällen zu vertreten hat, und insbeſondere für die 
richtige Führung und Aufbewahrung des Hauptlagerbuchs verantwortlich iſt. 


a $. 56. 

Die Funktionen der Land⸗Feuerſozietäts⸗Kaſſe gehen von demſelben Zeit⸗ 
punkte ab auf die Landes hauptkaſſe von Schleſien über. Die Büreau-, Kalku⸗ 
latur-, Kanzlei» und Botengeſchäfte bei der Provinzialdirektion werden von dem 
Büreauperſonal der Landes deputation beſorgt. f 


F. 57. 


Zur Beſtreitung des Büreau⸗ Aufwandes, der perſönlichen Ausgaben für 
die obere Leitung der Geschäfte und für die Büreau- und Faſſenverwaltung wird 
aus dem Sozietätsfonds alljährlich ein Verwaltungskoſten⸗Beitrag an die Landes⸗ 
Hauptkaſſe gezahlt. Die Höhe deſſelben iſt zwiſchen der Landesdeputation und 
dem Ausſchuſſe (§. 63.) zu vereinbaren und in gleicher Weiſe nach Bedürfniß 
neu zu reguliren. Kommt eine Einigung zwiſchen dieſen beiden Organen nicht 
zu Stande, ſo entſcheidet der Provinziallandtag. 

Der erwähnte Beitrag, ſowie die Koften für die Kreis. und Lokalverwal⸗ 
tung und die ſonſtigen, alljährlich wiederkehrenden Ausgaben der Sozietät werden 
auf den Verwaltungsetat der Land-Feuerſozietät gebracht, welcher nach Anhörung 
des Ausſchuſſes von dem Provinziallandtage feſtzuſetzen iſt. 


$. 58. 

Unmittelbar unter der Brovinztal- Lands Feuerfozietätd. Direktion werden die 
Feuerſozietäts⸗Geſchäfte in den Kreiſen von den Landräthen als Kreis »Feuer- 
ſozietäts⸗Direktoren gear, unter Mitwirkung einer beſonderen ſtändiſchen 
Kreis Feuerſozietäts-Kommiſſton (F. 62.) und unter Beihülfe der Kreis⸗Feuer⸗ 
ſozietäts⸗Kaſſen ($. 61.). Die Landräthe find befugt, die Uebernahme dieſer 

unktionen abzulehnen. In dem Falle der Ablehnung wird der Kreis⸗Feuer⸗ 
ozietäts⸗Direktor von der Provinzial⸗Land⸗Feuerſozietäts⸗Direktion beſtellt, welche 
auch die Kreis⸗Feuerſozietäts⸗Rendanten ernennt. 

Der Disziplinargewalt der Provinzialdirektion und der ſtändiſchen Be⸗ 
hörden werden die betreſſenden Beamten, ſoweit ſolche unmittelbare oder mittelbare 
Staatsbeamte ſind, damit nicht unterworfen. Beſchwerden über ihre Amts⸗ 
führung ſind vielmehr von der Provinzialdirektion bei der den Beamten vor⸗ 
geſetzten Behörde anzubringen. 8. 89 

. 59. ö 


Die Feuerſozietäts⸗Beiträge werden von den Ortserhebern gegen Bezug 
der im F. 60. beſtimmten Tantieme eingeſammelt und im Ganzen an die Kreis⸗ 
Feuerſozietäts⸗Kaſſe abgeliefert. Die letztere hat die Einſammlung und Ablieferung 
der Feuerſozietäts⸗Beiträge an die Landeshauptkaſſe unter eigener Verantwort⸗ 
lichkeit zu leiten, die Ortserheber bei der Einziehung der Beiträge zu en 

; an 
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und zu unterſtützen, nach Ablauf der zur Erhebung der Beiträge feſtgeſetzten 
äußerſten Friſt ($. 25.) die namentlichen Verzeichniſſe der Reſtanten einzu ordern, 
dieſelben zu prüfen und die zur Sicherſtellung der Reſte nothwendigen Anord- 
nungen zu treffen, diejenigen Reſtanten aber, gegen welche die adminiſtrative 
Exekution zu verhängen iſt, dem Kreis⸗Feuerſozietäts⸗Direktor anzuzeigen. Der letztere 
hat bei eigener Verhaftung auf jede geſetzliche Weiſe die Einziehung der Beitrags 
rückſtände zu bewerkſtelligen. . 00 


Zur Beſtreitung der Büreau⸗Unkoſten bei der Verwaltung der Feuer⸗ 
ſozietäts⸗Geſchaͤfte in den Kreiſen wird den Kreis-⸗Feuerſozietäts⸗Direktoren eine 
e alljährlich durch den Verwaltungskoſten-Etat feſtzuſetzende Vergütung 

ewilligt. 8 
Bie Provinzialdirektion iſt ferner ermächtigt, wo der Umfang der Geſchäfte 
es erfordert, beſoldete Büreaubeamte bei der Kreisdirektion anzuſtellen, welche 
dem Kreisdirektor untergeben ſind, und in dieſem Falle neben der Beſoldung ein 
Pauſchquantum zur Beſtreitung der ſächlichen Ausgaben der Kreis⸗Feuerſozietäts⸗ 
Verwaltung zu normiren, welches dem Kreisdirektor zur Dispoſition geſtellt wird. 

Für Reiſen in Feuerſozietäts⸗Angelegenheiten beziehen der Kreisdirektor 
und die Mitglieder der Kreiskommiſſion eine Fuhrkoſtenvergütung von Einem 
Thaler für jede Meile des Hinweges. 

Auf eine Entſchaͤdigung für die Rückreiſe findet nur bei längerem als 


eintägigem Aufenthalte ein Anſpruch nach denſelben Grundſätzen ſtatt. 


Diäten können nicht beanſprucht werden. 

Die Kreis ⸗Feuerſozietäts⸗Kaſſen beziehen alljährlich eine Tantieme von 
13 Silbergroſchen von jedem Tauſend der am 1. Januar jeden Jahres im 
Kreiskataſter feſtgeſtellten Verſicherungsſumme. N 

Die Ortserheber erhalten ebenfalls eine Tantieme von 13 Silbergroſchen 


von jedem Tauſend der am 1. Januar jeden Jahres im Kreiskataſter feſtgeſtellten 


Verſicherungsſumme derjenigen Ortſchaften, in welchen ſie die Einſammlung der 
Jahresbeiträge beſorgen. Im Uebrigen hat keiner der vorgenannten Sozietäts⸗ 
deamten für etwaige Gefchäfte außerhalb feines Wohnortes, ohne Unterſchied, ob 
ſolche auf Rechnung der Sozietät oder eines einzelnen Privatintereſſenten beſorgt 
werden, irgend eine Remuneration oder Diäten zu fordern. 


$. 61. | 

Den Kreis⸗Feuerſozietäts⸗Kaſſen liegt außer der Einziehung der Beiträge 
auch die Aufſtellung der Brandſchaden⸗Liquidationen und die Auszahlung der 
von der Provinzialdirektion angewieſenen Gelder ob. Zur Sicherſtellung der 
Feuerſozietäts⸗Gelder haben die Kreisrendanten eine angemeſſene Kaution nach 
dem Ermeſſen der Provinzialdirektion zu leiſten. 


$. 62. 

Die Kreis⸗Feuerſozietäts⸗Kommiſſion wird aus dem Kreisdirektor und aus 
8 gebildet, welche die Kreisverſammlung jeden Kreiſes zu zweien aus 
den Ritterguksbeſitzern und zu anderen zweien aus Ruſtikalbeſitzern, welche Mit. 
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glieder der Sozietät find, auf ſechs Jahre wählt. Von dieſen zwei Mitgliedern 
jeden Standes iſt dasjenige, welches die meiſten Stimmen hat, wirkliches Mit⸗ 
glied der Kommiſſion, das zweite Stellvertreter, ſo daß die Kommiſſion außer 
dem Kreisdirektor noch aus zwei wirklich amtirenden ſtändiſchen Mitgliedern 
beſteht. Die Mitglieder dieſer Kommiſſion ſowohl als auch deren Stellvertreter 
ſcheiden nach ſechs Jahren aus, können aber alsdann von Neuem gewählt 
werden. Befinden ſich in einem Kreiſe unter den Sozietätsmitgliedern Ritter⸗ 
utsbeſitzer entweder gar nicht oder doch in fo geringer Zahl, daß eine Auswahl 
chwierig wird, ſo ſind die ſämmtlichen Mitglieder der Kommiſſion aus dem 
Stande der Ruſtikalbeſitzer zu wählen. Bei eintretender Vermehrung der Ge- 
ſchäfte kann der Kreis⸗Feuerſozietäts-Direktor auch die Stellvertreter ausnahms⸗ 
weiſe in Thätigkeit ſetzen oder den Kreis in Bezirke theilen und für jeden ſolchen 
Bezirk eine beſondere Kommiſſion organiſiren. Dieſen Kommiſſionen liegt die 
Prüfung der Gebäudetaxen, die Begutachtung der Einſchätzung in die verſchiede⸗ 
nen Klaſſen und die Erörterung aller Angelegenheiten ob, welche in Feuerſozietäts⸗ 
Sachen an ſie gebracht werden. 8. 65 


Der Provinzialvertretung ſteht in der Verwaltung der Feuerſozietäts-Ange⸗ 
S ein vom Provinziallandtage zu wählender, aus drei Mitgliedern der 
ozietät beſtehender Ausſchuß zur Seite, welcher die von der Landeshauptkaſſe 
alljährlich zu legende Rechnung revidirt und dechargirt. Bei dieſem Geſchäfte gehört 
es insbeſondere zur Pflicht des Ausſchuſſes, alle Verwaltungsergebniſſe ſorgfältig 
zu ſammeln und zuſammenzuſtellen, auf ſolche Weiſe vom jedesmaligen Zuſtande 
der Sozietät einen klaren Ueberblick zu gewinnen und auf etwa vorgefundene 
Mängel aufmerkſam zu machen. 
Dem Ausſchuſſe liegt ferner ob: 
1) die Vereinbarung des Verwaltungskoſtenbeitrages und Begutachtung des 
Etats ($. 57.); - 
2) die Begutachtung der geſchäftlichen Inſtruktionen ($. 64.); 
3) die Entſcheidung in erſter Inſtanz über Beſchwerden gegen die Pro⸗ 
vinzialdirektion ($. 66.) s 
außerdem hat derſelbe 


4) über die Nutzbarmachung und Anlegung des Reſervefonds endgültig zu 
beſchließen. 

Zur Erledigung dieſer Geſchäfte verſammelt ſich derſelbe auf Berufun 
und unter Vorſitz des Landeshauptmanns oder ſeines Stellvertreters alljährlich 
mindeſtens einmal. Bei der Berathung müſſen außer dem Vorſitzenden wenigſtens 
zwei, und in dem Falle, wenn der Provinzial⸗Feuerſozietäts⸗Direktor nach Vor⸗ 
ſchrift des F. 66. von der Abſtimmung ausgeſchloſſen iſt, alle drei Mitglieder 
anweſend ſein. 

Bei der Abſtimmung entſcheidet die Mehrheit der Anweſenden, bei Gleich- 
heit der Stimmen die des Vorſitzenden. 

Die drei Mitglieder des Ausſchuſſes, ſowie eine gleiche Anzahl von Stell⸗ 
vertretern werden vom Provinziallandtage auf ſechs Jahre gewählt. Engine 

wahlen, 
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wahlen, welche während der Zeit nöthig werden, in welcher der Provinziallandtag 


nicht verſammelt iſt, bewirkt die Landesdeputation. Solche Ergänzungswahlen 
gelten jedoch nur ſo lange, bis die endgültige Erſatzwahl durch den Provinzial⸗ 
landtag erfolgt iſt. 

Die Ausſchußmitglieder erhalten für ihre Theilnahme an den Verſamm⸗ 
lungen des Ausſchuſſes Tagegelder und Reiſekoſten nach denſelben Grundſätzen, 
wie die Mitglieder der Landes deputation. 


$. 64. 


Alle zur Ausführung vorſtehender Beſtimmungen und eines geregelten 
Geſchäftsganges erforderlichen geſchäftlichen Inſtruktionen werden nach Anhörung 
des Landtagsausſchuſſes ($. 63.) von der Provinzialdirektion erlaſſen. 


$. 65. 


Die Provinzialdirektion hat dem Provinziallandtage jedesmal bei deſſen 
ordentlichem Zuſammentritte durch die Landesdeputation eine allgemeine Ueberſicht 
des Zuſtandes der Sozietät vorzulegen und derſelben die betreffenden Rechnungen 
beizufügen. Außerdem hat die Provinzialdirektion alljährlich den ſummariſchen 
Jie der Rechnungen durch die Amtsblätter der Provinz zur Kenntniß der 

ntereffenten zu bringen. 
$. 66. 


Beſchwerden über das Verfahren der Kreisdirektoren ſind zunächſt bei der 
Provinzialdirektion anzubringen. 


Ueber die Beſchwerden gegen die Provinzialdirektion entſcheidet nach An⸗ 


hörung der letzteren der Ausſchuß (F. 63.), wobei der Provinzial⸗Feuerſozietäts⸗ 
Direktor reſp. deſſen Stellvertreter (§. 55.) nicht mitſtimmt. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen des Vusſchuſſes ſteht beiden Theilen der Rekurs an die Landes- 
deputation zu. 

$. 69. 


Der Rekurs geht nach $. 66. an den Ausſchuß und in letzter Inſtanz an 
die Landes deputation, deren Entſcheidung auf dieſem Wege endgültig iſt. Die 
Publikation der in den einzelnen Inſtanzen erlaſſenen Entſcheidungen erfolgt ent⸗ 
weder zu Protokoll oder durch Zuſendung gegen Inſinuationsdokument. 

Der Rekurs und überhaupt jede Beſchwerde muß binnen einer aus⸗ 
ſchließenden Friſt von ſechs Wochen, vom Tage der Publikation der angegriffenen 
Entſcheidung ab gerechnet, angebracht werden. Die Berufung auf ſchiedsrichter⸗ 
liche Entſcheidung ift binnen einer gleichen Friſt nach der Publikation der Ent- 
ſcheidung der Provinzialdirektion bei der letzteren einzulegen. Die Provokation 
auf den Weg Rechtens iſt ebenfalls binnen ſechs Wochen nach der Publikation 
der Entſcheidung der Provinzialdirektion bei dem Kreisdirektor anzumelden. Wo 
der Weg Rechtens zuläſſig und von den Intereſſenten gewählt iſt, muß die Klage 
innerhalb ſechs Monaten nach dem Ablauf obiger Präkluſivfriſt bei dem zu⸗ 
ſtändigen Gericht angebracht werden, widrigenfalls die Entſcheidung der Direktion 
in Rechtskraft übergeht. 

(Nr. 78877888.) Art. 
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Artikel III. 

Von der Provinzialdirektion werden nach ihrem Ermeſſen 1 5 5 5 — 
zur Anſchaffung neuer zweckmäßiger Feuerſpritzen vorzugsweiſe in ſolchen Kreiſen 
bewilligt, deren Aufwand an Brandſchaden und Nebenkoſten in den letzten zehn 
Jahren keinerlei Zuſchüſſe verurſacht hat. 


Artikel IV. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 

Das gegenwärtige Reglement tritt mit dem im $. 55. bezeichneten Zeit⸗ 
punkte in Kraft. 

Die bisherigen in den Kataſtern eingetragenen Verſicherungen behalten ihre 
Wirkſamkeit unter denjenigen mit dem gedachten Zeitpunkt eintretenden Modifi⸗ 
kationen, welche aus den Beſtimmungen des gegenwärtigen Reglements hervor. | 
gehen. Die bisherigen in den Kataſtern eingetragenen Klaſſifikationen bleiben 
aber fo lange in Wirkſamkeit, bis der Verſicherte das Vorhandenſein der Be⸗ 
dingungen einer günſtigeren Klaſſifikation nachgewieſen hat. 

Wo in dem Reglement vom 28. Dezember 1864. Beſtimmungen allegirt 
find, welche durch den gegenwärtigen Nachtrag aufgehoben werden, treten die 
vorſtehenden neuen Paragraphen an ihre Stelle. Es ſind jedoch zu allegiren: 

in den N 24. und 25. des Reglements ftatt der $$. 10. und 58. die 
$$. 8. III. und 59. 


(Nr. 7888.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. September 1871., betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrages zu dem Reglement für die Feuerſozietät der ſaͤmmtlichen 
Städte des Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Mark. 
grafthums Oberlaufig, mit Ausſchluß der Stadt Breslau, vom 1. Sep⸗ 
tember 1852. - 


Au den Bericht vom 17. d. M. will Ich, dem Antrage des Provinzial: 
landtages der Provinz Schleſien entſprechend, den anliegenden Nachtrag zu dem 
Reglement für die Feuerſozietät der ſämmtlichen Städte des Herzogthums Schle⸗ 
ſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Oberlauſitz, mit Ausſchluß 
der Stadt Breslau, vom 1. September 1852. hiermit genehmigen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz⸗Samm⸗ 
lung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Baden-Baden, den 20. September 1871. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 
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Nachtrag 


f zu dem 

Reglement für die Feuerſozietät der ſaͤmmtlichen Städte des Herzogthums 
Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Oberlauſitz, 
mit Ausſchluß der Stadt Breslau, vom 1. September 1852. 


(Geſetz-Samml. 1852. S. 591. ff.) 


Artikel J. 

Die $$. 68 — 74. 76. 77. 88. 89. 93. 94. 97. 100. und 103. des oben 
bezeichneten Reglements werden mit dem im nachſtehenden F. 68. bezeichneten 
Zeitpunkte aufgehoben. In ihre Stelle treten alsdann folgende Vorſchriften: 

$. 68. 

Die Leitung der Feuerſozietäts⸗Geſchäfte übernimmt mit einem von dem 
Oberpräſidenten zu beſtimmenden und durch die Amts⸗ und Kreisblätter der 
ee Schleſien bekannt zu machenden Zeitpunkte der Landeshauptmann von 

chleſien. 5 

Er führt dieſelben unter der Firma „Provinzial⸗Städte⸗Feuerſozietäts⸗ 
Direktion“ mit Beihülfe eines ihm zu dieſem Zwecke zugeordneten Oberbeamten 
der Landesdeputation, welcher ihn in Behinderungsfällen zu vertreten hat. 

§. 69. 

Der Provinzialdirektion ſteht in der Verwaltung der Feuerſozietäts⸗An⸗ 
gelegenheiten ein von dem Provinziallandtage zu wählender, aus drei Sozietäts⸗ 
mitgliedern beſtehender Ausſchuß zur Seite. 

Derſelbe verſammelt ſich zur Erledigung der ihm durch das Reglement 
zugewieſenen Geſchäfte (conf. $$. 70. 73. 88. 97. 100. 103.) auf Berufung 
und unter Vorſitz des Landeshauptmanns oder feines Stellvertreters alljährlich 
mindeſtens einmal. Bei der Berathung müſſen außer dem Vorſitzenden wenig⸗ 
ſtens zwei Mitglieder, und wenn der Vorſitzende ſich der Abſtimmung zu enthalten 
hat ($. 103.), die drei Mitglieder oder Stellvertreter anweſend ſein. Bei der 
Abſtimmung entſcheidet die Mehrheit der Anweſenden, bei Gleichheit der Stimmen 
die des Vorſitzenden, und im Falle, wo derſelbe von der Abſtimmung ausge⸗ 
ſchloſſen ift (F. 103.), die Stimme des den Lebensjahren nach älteſten Mitgliedes. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes, ſowie eine gleiche Anzahl Stellvertreter, 
werden vom Provinziallandtage auf ſechs Jahre gewählt und zwar aus jedem 
Regierungsbezirk Ein Mitglied. Ergänzungswahlen, welche während der Zeit 
nöthig werden, wo der Provinziallandtag nicht verſammelt iſt, bewirkt die Landes⸗ 
deputation. Solche Ergänzungswahlen gelten jedoch nur ſo lange, bis die end⸗ 
gültige Erſatzwahl durch den Provinziallandtag erfolgt iſt. 4 

Jahrgang 1871. (Nr. 7888.) 59 $. 70. 


$. 70. 

Die Buchführung und Verwaltung der Provinzial⸗Städte⸗Feuerſozietätskaſſe 
geht mit dem gemäß F. 68. zu beſtimmenden Zeitpunkte auf die Landeshauptkaſſe 
von Schleſien über. 

Die von derſelben zu legende Jahresrechnung wird von der Provinzial⸗ 
direktion revidirt und demnächſt von dem ſtändiſchen Ausſchuſſe (§. 69.) ab⸗ 
genommen und dechargirt. on 


Die Büreau⸗, Kalkulatur⸗, Kanzlei» und Botengeſchäfte bei der Provinzial⸗ 

direktion werden von dem Büreauperſonal der Landesdeputation beſorgt. 
§. 72. 

Zur Beſtreitung des Büreau⸗Aufwandes, ſowie der perſönlichen Ausgaben 
für die obere Leitung der Geſchäfte und für die Büreau- und Kaſſenverwaltung, 
wird aus dem Sozietätsfonds alljährlich ein Verwaltungskoſten⸗Beitrag an die 
Landeshauptkaſſe gezahlt. Die Höhe deſſelben iſt zwiſchen der Landesdeputation 
und dem Nusſchuſſe (F. 69.) zu vereinbaren und in gleicher Weiſe nach Bedürfniß 
neu zu reguliren. Kommt eine Einigung zwiſchen dieſen beiden Organen nicht 
zu Stande, fo entſcheidet der Provinziallandtag. 


§. 73. 

Der im $. 72. erwähnte Beitrag, ſowie die Koſten für die Lokalverwaltung 
($. 75.) und die ſonſtigen alljährlich wiederkehrenden Ausgaben der Sozietät, 
werden auf den Verwaltungs⸗Etat der Städte⸗Feuerſozietät gebracht, welcher 
vom Provinziallandtage feſtzuſetzen iſt. 

$. 74. 

Unmittelbar unter der Provinzial⸗Städte-⸗Feuerſozietäts⸗Direktion bearbeiten 
die Magiſträte ($. 62. ad II. der Städteordnung vom 30. Mai 1853.) die Spe⸗ 
zialien der Sozietätsangelegenheiten unentgeltlich und führen die eingehobenen 
Beiträge unmittelbar an die Landeshauptkaſſe ab. 

Die Magiſträte haben in allen Sozietätsangelegenheiten an die Provinzial- 
direktion zu berichten und ſind derſelben in dieſen Angelegenheiten untergeordnet, 
jedoch mit der Maßgabe, daß die Magiſträte reſp. Bürgermeiſter der Disziplinar⸗ 
gewalt der Stände und ihrer Organe nicht unterworfen ſind. 

$. 76. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes ($. 69.) erhalten für ihre Theilnahme an 
den Verſammlungen des letzteren Diäten und Reiſekoſten nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen, wie die Mitglieder der Landes deputation. Außer dieſer Vergütung wird 
ihnen keine Remuneration gezahlt. 


mn 


77. 

Die Provinzialdirektion hat dem Provinziallandtage bei jeder ordentlichen 
Verſammlung durch die Landesdeputation eine allgemeine Ueberſicht von dem 
Zuſtande der Sozietät vorzulegen. Dieſer Ueberſicht ſind die betreffenden er 

rech⸗ 
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rechnungen beizufügen, aus denen erſichtlich fein muß, welche Summe an Bei⸗ 
trägen aus jeder Stadt aufgekommen und an Entſchädigungen dorthin gezahlt iſt. 


$. 88. 


Etwaige Reſte an Feuerkaſſenbeiträgen ſind durch die Magiſträte im Wege 
der adminiſtrativen Exekution beizutreiben. Eine Niederſchlagung von Reſten iſt 
nur mit Genehmigung des Ausſchuſſes ($. 69.) zuläſſig. 

8. 89. „ 

Der Provinzialdirektion liegt ob, dahin zu ſehen, daß alle Geldablieferungen 
prompt erfolgen. Behufs der beſſeren Ueberſicht hat die Provinzial-Städte⸗Feuer⸗ 
ſozietätskaſſe für jede Stadt ein ſpezielles Konto zu führen. 

$. 93. 

Die Jahresrechnung wird zunächſt von der Feuerſozietäts⸗ Direktion revidirt 
und muß nebſt beantwortetem Notatenprotokoll dem Ausſchuſſe ($$- 69. 70.) zur 
Superreviſion und Decharge vorgelegt werden. 


$. 94. 5 
Das Ergebniß der Rechnung wird durch die Amtsblätter der Provinz 
veröffentlicht. 8 97 


Andere Generalkoſten, wie ſolche z. B. bei den Schadenaufnahmen, bei 
den von Amtswegen ſtattfindenden Reviſionen und ähnlichen Gelegenheiten oder 
durch Gewährung von Prämien und dergleichen entſtehen, werden, ſoweit ſich 
ſolche auf das gegenwärtige Reglement gründen, durch die Provinzial⸗Städte⸗ 
Feuerſozietäts⸗Direktion feſtgeſetzt. Hierbei gilt als Regel, daß Staats- und Kom⸗ 
munalbeamte, ſoweit dieſe nicht ohne beſondere Schadloshaltung zu fungiren und 
zu reiſen verpflichtet ſind, an Diäten und Reiſekoſten nach denſelben Sätzen 
remunerirt werden, die ihnen bei ähnlichen Geſchäften für öffentliche Rechnung 
aus der Staatskaſſe zukommen würden. 


Bezüglich der von Königlichen Baubeamten an ihrem Wohnſitze aus⸗ 
geführten Geſchäfte gelten folgende Beſtimmungen: 

1) alle von den Kreisbaubeamten am Wohnorte ausgeführten Geſchäfte 
der Provinzial⸗Städte⸗Feuerſozietät werden nach Diäten vergütigt; 

2) die Bauinſpektoren erhalten für einen vollen Arbeitstag zwei Thaler, und 
die Kreisbaumeiſter Einen Thaler zwanzig Silbergroſchen Diäten; 

3) bei Berechnung der Diäten wird die tägliche Arbeitszeit auf 8 Stunden 
beſtimmt und werden Arbeiten, welche ſich in einem kürzeren Zeitraum 
verrichten laſſen, nach Verhältniß der dazu verwendeten Zeit in Acht⸗ 
theilen eines vollen Arbeitstages berechnet. Es dürfen aber an einem 
Kalendertage nur einfache Diäten liquidirt werden. 


Zu außerordentlichen Ausgaben, welche ihren Grund in dieſem Reglement 
nicht finden, iſt ſtets die beſondere, nöthigenfalls ſchriſtlich einzuholende Zuſtim⸗ 
(Nr. 7888.) mung 
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mung des Ausſchuſſes erforderlich. In dringenden Fällen dürfen jedoch der⸗ 
artige Ausgaben auch auf Grund einer vorläufigen Anweiſung des Vorſitzenden 
der Landesdeputation unter Vorbehalt der nachträglichen Genehmigung des Aus⸗ 
ſchuſſes geleiſtet werden. 8. 100 


Beſchwerden über das Verfahren der Magiſträte find bei der Provinzial⸗ 
direktion, weiterhin bei dem Ausſchuſſe und in letzter Inſtanz bei der Landes⸗ 
deputation anzubringen. Beſchwerden über die Provinzialdirektion gehen an den 
Ausſchuß und in letzter Inſtanz af die Landesdeputation. 


§. 103. 

Der Rekurs geht nach §. 100. zunächſt an den Ausſchuß. Bei den Ent⸗ 
ſcheidungen deſſelben hat, ſofern eine Entſcheidung der Provinzialdirektion ange⸗ 
griffen wird, der Landeshauptmann oder deſſen Stellvertreter nicht mitzuſtimmen. 

Gegen die Entſcheidung des Ausſchuſſes ſteht beiden Theilen, alſo auch 
der Provinzialdirektion, ein weiterer Rekurs an die Landesdeputation zu, deren 
Entſcheidung auf dieſem Wege die endgültige iſt. 

Der Rekurs und überhaupt jede Beſchwerde muß binnen einer präkluſivi⸗ 
ſchen Friſt von ſechs Wochen, vom Tage der Publikation der angegriffenen Ent- 
ſcheidung ab gerechnet, angebracht werden. 

Die Publikation der in den einzelnen Inſtanzen ergangenen Entſcheidungen 
geſchieht entweder zu Protokoll oder durch Zuſtellung eines ſchriftlichen Beſcheides 
gegen Inſinuationsdokument. 

Wer die ſchiedsrichterliche Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß 
die Berufung darauf binnen einer gleichen Präkluſivfriſt nach Publikation der 
Entſcheidung der Direktion bei der letzteren anbringen. 


Artikel II. 
Wo in den $$. 78. 84. 87. 90. und 98. die Regierung in Breslau als 
„Feuerſozietäts⸗Behörde“ 
benannt iſt, tritt an ihre Stelle 
„die Provinzial⸗Städte⸗Feuerſozietäts⸗Direktion“, 
und an Stelle der 


si „Inſtituten⸗Hauptkaſſe“ 
ie 


„Landes⸗Hauptkaſſe “. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


